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Wohin steuert die schweizerische Sicherheitspolitik 2016?
Carlo Jagmetti

Der Entwurf zum Sicherheitspolitischen Bericht 2016 ist aufgrund seiner Struktur ein schwer verdaulicher Lesestoff. Zudem ist der Bericht 
in weiten Teilen sicherheitspolitisch bereits heute überholt und seine Erkenntnisse sind aus neutralitätspolitischer Sicht teilweise unhaltbar. 
Der Bericht verkommt überdies zu einer Verteidigungsschrift der geplanten Weiterentwicklung der Armee und unterstützt damit eine weitere, 
unhaltbare Schwächung der Sicherheit unseres Landes (Red.).

Der seit kurzem vorliegende Ent-
wurf zum Sicherheitspolitischen 
Bericht 2016 (Sipol 2016) enthält 
eine sorgfältige und wohl recht 
vollständige Beurteilung der inter-
nationalen und schweizerischen Si-
cherheitslage anfangs 2015. Er 
macht Angaben zur Strategie sowie 
zu den sicherheitspolitischen Inst-
rumenten zur Bekämpfung von Be-
drohungen und Gefahren und weist 
schliesslich auf die Entwicklung 
des Sicherheitsverbundes Schweiz 
hin. Wegen des systematischen 
Aufbaus kommt es zu unzähligen 
Wiederholungen, weil zu vielen 
Themen immer wieder die Rollen 
der verschiedenen Institutionen 
(Aussenpolitik, Armee, Bevölke-
rungsschutz usw.) dargestellt wer-
den. Der Bericht ist daher (zu) lang, 
nicht leicht lesbar und somit kaum 
geeignet, um die Adressaten (politi-
sche Führung, Parteien, interes-
sierte Gruppierungen, weiteres Pu-
blikum) zu überzeugen.

WEA Allheilmittel der 
Sicherheitspolitik?

Immer wieder betont der Sipol 
2016, die WEA alleine biete die 
richtige und zukunftsweisende Lö-
sung. Auf die Bedeutung der Neut-
ralität wird zwar hin und wieder 
hingewiesen, doch erklären die 
Verfasser fast alles für vereinbar 

mit der Neutralitäts-Maxime, ins-
besondere die so genannte Sicher-
heit durch internationale Zusam-
menarbeit. Hinsichtlich der 
Weiterentwicklung der Armee 
(WEA) und der Neutralität nimmt 
der Bericht somit eine klare «parti-
san view» (Parteisicht) ein. Das Ziel 
des Berichts liegt wohl vor allem in 
der Förderung und schliesslich der 
Durchsetzung der seit der Armee 
XXI begonnenen und bis heute wei-
ter getriebenen Verringerung der 
schweizerischen Wehrbereitschaft. 
Der Bericht erscheint im Moment, 
da Europa mit Flüchtlingsströmen 
und terroristischen Untaten in bis-
her unbekanntem Mass konfron-
tiert ist. Er ist deshalb schon im 
Entwurfsstadium in mancher Hin-
sicht überholt. Der Bundesrat will ja 
offensichtlich das Volk beruhigen, 
scheint aber die wahre Dimension 
der neuen Entwicklungen zu unter-
schätzen, was zum Beispiel darin 
zum Ausdruck kommt, dass für die 
zu erwartende Entwicklung der 
Flüchtlingsfrage kein Krisenstab 
eingerichtet wird. Man erinnert 
sich der seinerzeitigen Aussagen 
zum Bankgeheimnis und des kurz 
darauf folgenden Einbrechens der 
Politik und der Finanzwelt gegen-
über den massiven Drohungen aus 
dem Ausland, oder man erinnert 
sich des unüberlegten Umkrem-
pelns der Energiepolitik im An-
schluss an die Katastrophe von Fu-
kushima. Die im neuen 
Sicherheitspolitischen Bericht ent-
haltenen Angaben, wonach fast al-
les gewissermassen «im Griff ist» , 
vermögen in der gegenwärtigen 
Lage nicht unbedingt zu überzeu-
gen.

Die Ziele des Bundesrates 
im Jahr 2016

Mit Beschluss vom 4. November 
2015 hat der Bundesrat seine Ziele 
für 2016 verabschiedet. Die Auf-
stellung zeigt, in welchem unge-
heuren Masse die Regulierungswut 
Urständ feiert. Der Trend zur Zent-
ralisierung und Regulierung in al-
len Lebensgebieten wird jedes Jahr 
prononcierter, und wer da noch von 
einer liberalen Wirtschaftsordnung 
und einer freiheitlichen Gestaltung 
unserer Gesellschaft sprechen will, 
muss sich Gewalt antun. Der Bun-
desrat setzt sich unter drei überge-
ordneten Leitmotiven insgesamt 16 
Ziele. Die Leitmotive lauten:
•	 «Die Schweiz sichert ihren
	 Wohlstand nachhaltig» 

•	 «Die Schweiz fördert den natio-
nalen Zusammenhalt und leistet 
einen Beitrag zur Stärkung der 
internationalen Zusammenar-
beit» 

•	 «Die Schweiz sorgt für Sicherheit 
und agiert als verlässliche Part-
nerin der Welt» 

Für die Auseinandersetzung mit 
der Sicherheitspolitik ist vor allem 
der dritte Bereich relevant. Das 
vierte der 16 Ziele lautet «Die 
Schweiz erneuert und entwickelt 
ihre politischen und wirtschaftli-
chen Beziehungen zur EU». Darin 
ist zu lesen (s. S. 23), dass der Bun-
desrat diese Beziehungen stärken 
will unter anderem durch einen 
«Grundsatzentscheid betreffend 
Verhandlungen mit der EU über ein 
Rahmenabkommen zur Teilnahme 
der Schweiz an Operationen im 
Rahmen der GSVP (gemeinsame 
Sicherheits und Verteidigungspoli-
tik der EU).

Quo vadis Schweiz?

1. Anlehnung an die EU
Seit einiger Zeit ist die Rede von ei-
nem Rahmenvertrag mit der EU, 
wobei der Bundesrat von einem In-
stitutionellen Abkommen zur Wei-
terentwicklung des bilateralen We-
ges spricht. Im Sipol 2016 heisst es, 
ein Rahmenabkommen betreffend 
Verteidigungskooperation stehe 
seit einiger Zeit im Raum. Dadurch 
entsteht zunächst eine beträchtliche 
Begriffsverwirrung in Bezug auf 
die verschiedenen beabsichtigten 
Abkommen. Vor allem zeigt sich 
nun aber, dass in sicherheitspoliti-
scher Hinsicht neue Wege beschrit-
ten werden sollen, die neutralitäts-
politisch unvertretbar sind. Die 
Ausführungen zum Ziel 15 des Si-
pol 2016 machen dies vollends klar: 
«(…) Rahmenabkommen zur Teil-
nahme der Schweiz an Operatio-
nen zur Konfliktverhütung, zum 
Krisenmanagement und zur Frie-
denserhaltung im Rahmen der Ge-
meinsamen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (GSVP) der EU. 
In einem solchen Rahmenabkom-
men würden die Modalitäten für 
eine künftige Teilnahme der 
Schweiz an zivilen Missionen und 
militärischen Operationen der EU 
geregelt. Damit könnte die Teil-
nahme der Schweiz an Missionen 
der GSVP auf administrativer 
Ebene vereinfacht und beschleu-
nigt werden.» Offensichtlich wird 
also nicht nur eine neutralitätswid-
rige militärische Zusammenarbeit 
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angestrebt; diese soll auch den poli-
tischen Behörden entzogen und der 
Entscheidungsbefugnis der Ver-
waltung überlassen werden.
2. Wirken im Rahmen der OSZE
Zweimal übte die Schweiz den Vor-
sitz der OSZE aus. Dies ist wohl der 
Hauptgrund für die in allen offizi-
ellen Publikationen zum Ausdruck 
kommende Begeisterung für diese 
Organisation. Tatsächlich hat sie 
gegenüber der EU und der NATO 
den Vorzug, eine gesamteuropäi-
sche Organisation ohne Allianz-
charakter zu sein. Ihre Bedeutung 
soll nicht missachtet werden, doch 
sind ihre bisherigen friedensför-
dernden und –erhaltenden Leistun-
gen bescheiden. Dass die Schweiz 
weiterhin aktiv in der OSZE mit-
macht, ist sicher angebracht. Dieses 
Mitwirken trägt allerdings kaum 
etwas bei zur konkreten Wahrung 
der Sicherheit unseres Landes. Un-
ter dem Ziel 16 des Sipol 2016 «Die 
Schweiz engagiert sich aktiv für die 
internationale Stabilität» steht un-
ter anderem zu lesen: «Der Bundes-
rat beteiligt sich an der Gestaltung 
der Europäischen Sicherheit insbe-
sondere im Rahmen der OSZE und 
in enger Zusammenarbeit mit den 
deutschsprachigen Nachbarstaa-
ten.» Diese Absicht ist in Zusam-
menhang mit dem OSZE-Vorsitz 
von Deutschland und Österreich 
erwähnt, wird bei den Zielen aber 
in allgemeinem Sinne bestätigt.
3. Zusammenarbeit mit der NATO
Während im Sipol 2016 einer ver-
stärkten Zusammenarbeit mit der 
NATO besonders im Rahmen der 
Partnerschaft für den Frieden (PfF) 
das Wort gesprochen wird, findet 
sich dazu bei den Zielen nichts Spe-
zifisches. Die PfF wird nun schon 
seit bald 20 Jahren betrieben und 
bleibt neutralitätsrechtlich äusserst 
fragwürdig und neutralitätspoli-
tisch eigentlich unhaltbar. Sie hat 
sich allerdings auf wenig Spekta-
kuläres beschränkt und deshalb 
bisher kaum aussenpolitisches Un-
gemach verursacht. Im Falle einer 
Konfrontation der NATO mit Russ-
land oder etwa eines Ausbrechens 
der Türkei aus der NATO dürfte die 
Situation aber wesentlich heikler 
werden und nach einer Überprü-
fung unseres Verhältnisses zur 
NATO rufen.

Fazit

Ja, wohin will denn der Bundesrat 
steuern? Ziel 15 des Sipol 2016 ist, 
wie gesagt, neutralitätspolitisch un-

haltbar. Da der Bundesrat eine enge 
Zusammenarbeit mit einer Paktor-
ganisation – und die EU ist eine sol-
che – anstrebt, ist dieses Ziel wohl 
auch mit dem Neutralitätsrecht 
nicht vereinbar. Gleiches gilt für die 
Kooperation mit der NATO, bis auf 
weiteres die einzige militärisch ef-
fiziente Paktorganisation, die aller-
dings praktisch ganz von der be-
stimmenden Teilnahme der USA 
abhängig ist.Und was soll die Beto-
nung der Zusammenarbeit mit 
deutschsprachigen Nachbarländern 
in der OSZE? Dass man sich hin 
und wieder mit Nachbarn bespricht, 
ist wohl durchaus zu akzeptieren, 
dass man aber explizit und systema-
tisch (und offenbar über die Zeit des 
deutschen und österreichischen 
Präsidiums hinaus) mit diesen Län-
dern bedeutend mehr zusammenar-
beiten will als mit den andern 
Nachbarländern und auch allen an-
dern OSZE-Mitgliedern, ist nicht 
weise, und es ist wohl auch neutra-
litätspolitisch ein Unsinn.

An der Innenfront zeichnet sich 
hinsichtlich der Dienstpflicht die 
Gefahr einer Umwälzung an: Nach-
dem der Souverän am 22. Septem-
ber 2013 die Initiative zur Abschaf-
fung der Wehrpflicht massiv 
abgelehnt hat, will der Bundesrat 
2016 «den Bericht der Studien-
gruppe Dienstpflichtsystem bera-
ten». Dabei soll auch das Modell 
einer «allgemeinen Dienstpflicht» 
geprüft werden. Das kann wohl 
nicht viel anderes heissen, als dass 
der Bundesrat die Abschaffung der 
allgemeinen Wehrpflicht voranzu-
treiben beabsichtigt und damit den 
Willen des Souveräns missachtet.

Kein Verständnis 
für die Sicherheitspolitik 

des Bundesrats
Bei Bürgerinnen und Bürgern, die 
den traditionellen Werten der 
Schweiz verpflichtet sind, dürften 
die sicherheitspolitischen Ziele des 
Bundesrates auf wenig Verständnis 
stossen. Seit 20 Jahren wird mit je-
der Reform die Verteidigungsbe-
reitschaft der Schweiz geschwächt. 
Der Endpunkt wird wohl vorläufig 
mit der Genehmigung der WEA im 
Frühjahr 2016 gesetzt. Die so um-
geformte Armee wird ein im Ernst-
fall nicht genügendes Minimum 
darstellen.

Ende des Artikels auf Seite 2
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Dove sta andando la politica di sicurezza svizzera 2016?
Carlo Jagmetti

A causa della sua struttura, il progetto di Rapporto sulla politica di sicurezza 2016 non è certo di facile lettura. Già oggi, in ampie parti risulta 
superato sotto il profilo della politica di sicurezza e parzialmente insostenibile sotto il profilo della politica di neutralità. Inoltre, si riduce 
sostanzialmente a un’arringa in difesa del previsto «ulteriore sviluppo dell’esercito (USEs)» e favorisce quindi un ulteriore e insostenibile 
indebolimento della sicurezza del nostro Paese (red.).

Il progetto di Rapporto sulla poli-
tica di sicurezza 2016 (RAPOL-SIC 
2016), disponibile da poco, contiene 
un’accurata e assai completa valu-
tazione della situazione mondiale 
e svizzera in materia di sicurezza 
all’inizio del 2015. Fornisce indica-
zioni sulla strategia e sugli strumenti 
della politica di sicurezza destinati a 
combattere minacce e pericoli e, in-
fine, delinea l’evoluzione della Rete 
integrata Svizzera per la sicurezza. 
A causa della struttura sistematica 
vi sono innumerevoli ripetizioni, 
poiché per molti temi vengono sem-
pre illustrati i ruoli delle differenti 
istituzioni (politica estera, esercito, 
protezione della popolazione ecc.). 
Il rapporto risulta pertanto (troppo) 
lungo, non facilmente leggibile e 
quindi poco idoneo a convincere i 
destinatari (condotta politica, par-
titi, gruppi interessati, ampio pub-
blico).

L’USEs: la panacea in 
materia di politica di 

sicurezza?
Il RAPOLSIC 2016 sottolinea ripe-
tutamente che soltanto l’USEs rap-
presenta la soluzione giusta e orien-
tata al futuro. È vero che ogni tanto 
si fa riferimento alla neutralità, ma 
gli autori dichiarano che quasi tutto 
è compatibile con quest’ultima, in 
particolare la cosiddetta sicurezza 
attraverso la cooperazione interna-
zionale. Per quanto concerne l’U-
SEs e la neutralità, il rapporto as-
sume quindi una chiara prospettiva 
di parte. Il suo obiettivo va cercato 
soprattutto nell’incoraggiamento e 
infine nell’imposizione della ridu-
zione della prontezza alla difesa 
della Svizzera, iniziata con Esercito 
XXI e portata avanti fino a oggi. Il 

rapporto appare in un momento nel 
quale l’Europa è confrontata con 
flussi di profughi e atti terroristici 
in un’entità finora ignota. Di conse-
guenza, già allo stadio di progetto 
risulta superato sotto molteplici 
aspetti. Il Consiglio federale vuole 
manifestamente tranquillizzare il 
Popolo, ma sembra sottovalutare la 
vera dimensione dei nuovi sviluppi, 
ciò che emerge ad esempio dal fatto 
che non viene istituito alcuno stato 
maggiore di crisi per affrontare la 
prevedibile evoluzione della que-
stione dei rifugiati. Basti ricordare 
le dichiarazioni fatte a suo tempo in 
relazione al segreto bancario e l’im-
mediatamente successiva irruzione 
della politica e del mondo finanzia-
rio di fronte alle massicce minacce 
provenienti dall’estero o il non pon-
derato rivoluzionamento della poli-
tica energetica dopo la catastrofe di 
Fukushima. Le indicazioni del 
nuovo Rapporto sulla politica di si-
curezza, secondo le quali quasi tutto 
è in qualche modo» sotto controllo» 
, nella situazione attuale non rie-
scono necessariamente a essere 
convincenti.

Gli obiettivi del Consiglio 
federale per il 2016

Con decisione del 4 novembre 2015 
il Consiglio federale ha approvato i 
suoi obiettivi per il 2016. L’elenca-
zione evidenzia in quale incredibile 
misura sia ritornata in auge la sma-
nia di regolamentazione. La ten-
denza alla centralizzazione e alla 
regolamentazione in tutti i settori 
della vita diventa ogni anno più 
marcata e chi vuole ancora parlare 
di un ordinamento economico libe-
rale e di un’organizzazione liberale 
della nostra società deve forzare la 

propria natura. Il Consiglio federale 
si pone complessivamente 16 obiet-
tivi, suddivisi nei tre ambiti se-
guenti:
•	 «La Svizzera assicura durevol-

mente la sua prosperità» 
•	 «La Svizzera promuove la coesi-

one nazionale e contribuisce a 
rafforzare la collaborazione in-
ternazionale» 

•	 «La Svizzera si adopera per la 
sicurezza e agisce come partner 
affidabile nel contesto mondi-
ale» 

Per il dibattito in materia di politica 
di sicurezza è rilevante soprattutto 
il terzo ambito. Il quarto dei 16 
obiettivi è formulato come segue: 
«La Svizzera rinnova e sviluppa le 
proprie relazioni politiche ed eco-
nomiche con l'UE». A pagina 25 del 
documento si può leggere che il 
Consiglio federale intende raffor-
zare tali relazioni, tra l’altro, me-
diante una «decisione sull'avvio di 
negoziati in vista di un accordo 
quadro sulla partecipazione della 
Svizzera a operazioni nell'ambito 
della politica di sicurezza e di di-
fesa comune (PSDC [dell’UE], 
red.)».

Quo vadis Svizzera?

1. Riferimento all’UE
Da qualche tempo si sente parlare di 
un accordo quadro con l’UE, defi-
nito dal Consiglio federale un trat-
tato istituzionale per l’ulteriore svi-
luppo della via bilaterale. Nel 
RAPOLSIC 2016 si indica che da 
tempo si sta considerando un ac-
cordo quadro per la cooperazione in 
materia di difesa. Ne risulta innan-
zitutto una considerevole confu-
sione in relazione ai diversi accordi 
a cui si mira, ma, soprattutto, sta 
emergendo che nell’ambito della 
politica di sicurezza si intendono 
percorrere nuove vie incompatibili 
con la politica di neutralità. Il com-
mento all’obiettivo 15 rende ciò as-
solutamente chiaro: «Nel 2016 il 
Consiglio federale deciderà ri-
guardo all'apertura dei negoziati 
con l'UE su un accordo quadro per 
la partecipazione della Svizzera a 
operazioni di prevenzione dei con-
flitti, di gestione delle crisi e di 
mantenimento della pace nel qua-
dro della politica di sicurezza e di 
difesa comune (PSDC) dell'UE. Un 
tale accordo servirebbe a definire 
le modalità per tutte le partecipa-
zioni future della Svizzera alle mis-
sioni civili e alle operazioni militari 
dell'UE. Consentirebbe inoltre di 
semplificare e accelerare a livello 
amministrativo la partecipazione 
della Svizzera alle missioni PSDC.» 
Manifestamente non si mira dun-
que soltanto a una collaborazione 
militare contraria alla neutralità; si 
intende addirittura sottrarla al con-
trollo delle autorità politiche e la-
sciare il potere decisionale all’am-
ministrazione.
2. Attività nel quadro dell’OSCE
La Svizzera ha presieduto l’OSCE a 
due riprese. Questo è certamente il 
motivo principale dell’entusiasmo 
espresso in tutte le pubblicazioni 
ufficiali per questa organizzazione. 
In effetti, rispetto all’UE e alla 
NATO ha il vantaggio di essere 
un’organizzazione a livello europeo 
senza il carattere di un’alleanza. La 

sua importanza non deve essere di-
sprezzata, ma finora le sue presta-
zioni nel campo del mantenimento 
e del rafforzamento della pace sono 
state modeste. È certamente oppor-
tuno che la Svizzera partecipi atti-
vamente all’OSCE. Tuttavia tale 
partecipazione non contribuisce 
granché alla salvaguardia concreta 
della sicurezza del nostro Paese. 
Sotto l’obiettivo 16 («La Svizzera si 
impegna attivamente a favore della 
stabilità internazionale» ) si può tra 
l’altro leggere: «Il Consiglio fede-
rale partecipa alla definizione 
della politica europea di sicurezza, 
in particolare nell'ambito dell'O-
SCE e in stretta collaborazione con 
gli Stati limitrofi di lingua tede-
sca.» Questa intenzione è menzio-
nata in relazione alla presidenza 
OSCE di Germania e Austria, ma è 
confermata in forma generale tra gli 
obiettivi.
3. Collaborazione con la NATO
Mentre nel RAPOLSIC 2016 si 
parla di una collaborazione con la 
NATO in particolare nel quadro del 
Partenariato per la pace (PPP), negli 
obiettivi del Consiglio federale non 
si trova nulla di specifico al ri-
guardo. Il PPP è praticato da un ven-
tennio e rimane estremamente di-
scutibile sotto il profilo del diritto 
della neutralità e addirittura inso-
stenibile sotto il profilo della poli-
tica di neutralità. Si è tuttavia limi-
tato a attività scarsamente 
spettacolari e perciò finora non ha 
praticamente causato fastidi a li-
vello di politica di sicurezza. Nel 
caso di un confronto tra la NATO e 
la Russia o di un’uscita della Tur-
chia dalla NATO, la situazione po-
trebbe diventare sostanzialmente 
più delicata e richiedere una veri-
fica delle nostre relazioni con la 
NATO.

Conclusione

Verso quale meta vuole dunque di-
rigere la rotta il Consiglio federale? 
Il suo obiettivo 15 per l’anno in 
corso, come detto, è insostenibile 
sotto il profilo della politica di neu-
tralità. Poiché il Consiglio federale 
mira a una stretta collaborazione 
con un’organizzazione che ha il ca-
rattere di alleanza – e l’UE ha tale 
carattere –, questo obiettivo non è 
certamente compatibile con il di-
ritto della neutralità. Lo stesso di-
casi della cooperazione con la 
NATO, che attualmente rimane la 
sola alleanza militarmente effi-
ciente, ma che tuttavia dipende 
dalla partecipazione determinante 
degli USA. E che cosa può voler 
dire l’enfasi posta sulla collabora-
zione in seno all’OSCE con i Paesi 
limitrofi di lingua tedesca? Che di 
tanto in tanto si discuta con qualche 
vicino è senz’altro accettabile, ma 
che in maniera esplicita e sistema-
tica (e apparentemente oltre il pe-
riodo della presidenza tedesca e 
austriaca) con tali Paesi si intenda 
collaborare in maniera più signifi-
cativa rispetto agli altri Paesi limi-
trofi e a tutti gli altri Stati membri 
dell’OSCE, non è saggio e non è 
nemmeno sensato sotto il profilo 
della politica di neutralità. Sul 
fronte interno, per quanto riguarda 
l’obbligo di prestare servizio mili-

tare si sta delineando il pericolo di 
uno sconvolgimento: dopo che il 
Sovrano ha massicciamente rifiu-
tato, il 22 settembre 2013, l’inizia-
tiva per l’abolizione del servizio 
militare obbligatorio, nel 2016 il 
Consiglio federale «tratterà il rap-
porto del Gruppo di studio sul si-
stema dell'obbligo di prestare ser-
vizio». In questo contesto «sarà 
esaminato anche il modello dell'ob-
bligo generale di prestare servizio». 
Ciò non può significare altro se non 
che il Consiglio federale ha l’inten-
zione di portare avanti l’abolizione 
dell’obbligo generale di prestare 
servizio militare, eludendo la vo-
lontà del Sovrano.

Nessuna comprensione 
per la politica di sicurezza 

del Consiglio federale
Gli obiettivi in materia di politica di 
sicurezza del Consiglio federale po-
trebbero godere di scarsa compren-
sione presso le cittadine e i cittadini 
attaccati ai valori tradizionali della 
Svizzera. Da un ventennio, con ogni 
riforma si indebolisce la prontezza 
alla difesa del nostro Paese. Al ri-
guardo, un punto finale, almeno 
temporaneamente, sarà posto 
dall’approvazione dell’USEs nella 
primavera 2016. L’esercito che ne 
risulterà non rappresenterà, in caso 
effettivo, un minimo sufficiente. Se 
l’USEs sarà «realizzato» allo stesso 
modo di Esercito XXI, presto la 
Svizzera rimarrà indifesa e non ap-
plicherà più il principio della neu-
tralità armata. Le fantasie sulla si-
curezza attraverso la cooperazione 
internazionale non saranno di 
grande aiuto. Quale Stato o orga-
nizzazione sarebbero disposti ad 
assistere una Svizzera che, mal-
grado una situazione di benessere 
unica, non è pronta a investire una 
quota adeguata delle spese statali 
per la propria sicurezza? 
Qualora il Sovrano, dopo una di-
scussione aperta e approfondita (ciò 
che finora, malgrado numerosi di-
battiti sulla politica nei confronti 
dell’Europa e sulla politica di sicu-
rezza, non è mai avvenuto in ma-
niera sistematica), un giorno do-
vesse decidere a favore di una nuova 
via della Svizzera per quanto ri-
guarda la definizione delle relazioni 
internazionali, allora tale decisione 
dovrà essere rispettata e applicata. 
Non è per contro ammissibile, ri-
correndo a una politica dei piccoli 
passi poco trasparente, manipolare 
e porre il Sovrano dinanzi a fatti 
compiuti che contraddicono in ma-
niera fondamentale la volontà popo-
lare.

Carlo S. F. Jagmetti, Dr. iur. e 
avvocato, è tenente colonnello 

SMG a riposo. Ha prestato servi-
zio nella fanteria di montagna, 

negli stati maggiori della Div mont 
9 e del CA mont 3.

Nel 1962 è entrato nel servizio 
diplomatico. È stato capo della 

Delegazione svizzera presso AELS 
e GATT a Ginevra (1973–1980), 

capo della Missione svizzera 
presso la Comunità europea a 

Bruxelles (1982–1987) e amba-
sciatore in Corea del Sud (1980–

1982), Francia (1987–1993) e USA 
(1993–1997).

Wenn die WEA so «umgesetzt» 
werden sollte wie die Armee XXI, 
so wird die Schweiz bald wehrlos 
dastehen und auch dem Gebot der 
bewaffneten Neutralität nicht mehr 
nachleben. Phantasien über Sicher-
heit durch internationale Zusam-
menarbeit werden nicht weiter hel-
fen. Welcher ausländische Staat 
oder welche Organisation sollten 
sich bereitfinden, einer Schweiz 
beizustehen, die trotz einzigarti-
gem Wohlstand nicht bereit ist, ei-
nen angemessenen Teil der Staats-
ausgaben für die eigene Sicherheit 
aufzubringen? 

Sollte sich der Souverän nach offe-
ner und eingehender Diskussion 
(wie sie bis heute trotz zahlreicher 
Auseinandersetzungen mit der Eu-
ropa- und der Sicherheitspolitik nie 
systematisch betrieben worden ist) 
eines Tages für einen neuen Weg 
der Schweiz hinsichtlich der Ge-
staltung der internationalen Bezie-
hungen entscheiden, so wird dies zu 
respektieren und umzusetzen sein. 
Es geht aber nicht an, mit wenig 
durchsichtiger Salamitaktik den 
Souverän zu manipulieren und faits 
accomplis zu schaffen, die dem 
Volkswillen fundamental wider-
sprechen.

Foto Carlo Jagmetti
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Schluss des Artikels: Wohin steuert die 
schweizerische Sicherheitspolitik 2016?
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Mais où mène la Politique de sécurité suisse 2016?
Carlo Jagmetti

Le projet du Rapport sur la politique de sécurité 2016 est de par sa structure d’une lisibilité toute relative. Ce Rapport est aujourd’hui, de 
plus et sur de nombreux points, déjà rattrapé par le temps et l’évolution de la situation. Les conséquences qui en sont tirées sont en partie 
inacceptables en regard de notre politique de neutralité. Le Rapport se lit comme une sorte de plaidoyer en faveur du projet de réforme 
Développement de l’Armée, une réforme qui concrétise un nouvel, fort et inadmissible affaiblissement de la sécurité de notre pays (rédaction).

Le projet récemment déposé de 
Rapport sur la politique de sécurité 
2016 (RAPOLSEC 2016) est une 
appréciation fondée et assez com-
plète de la situation en matière de 
sécurité au plan international et 
suisse au début de l’année 2015. Il 
présente certaines données de la si-
tuation stratégique et évoque les ins-
truments propres à faire face aux 
menaces et dangers de ce temps, 
enfin, il passe en revue le dévelop-
pement du Réseau national de sécu-
rité (RNS) en Suisse. Hélas, du fait 
de la systématique choisie, le Rap-
port contient un nombre incalcu-
lable de répétitions car trop de 
thèmes sont à chaque fois repris en 
fonction des rôles propres aux insti-
tutions concernées (politique étran-
gère, Armée, protection de la popu-
lation, etc.). Le Rapport en ressort 
trop long, pas franchement facile à 
lire et donc assez rébarbatif pour 
tous les cercles concernés (respon-
sables politiques, partis, groupe-
ments intéressés, autres publics 
cibles).

Le DEVA: potion 
magique de la politique 

de sécurité? 
Le RAPOLSEC répète à l’envi que 
seul le DEVA apporte la solution 
adéquate et porteuse d’avenir. 
On y fait maintes fois référence à 
l’importance de la neutralité tout en 
prétendant la parfaite compatibilité 
de cette maxime avec toutes les so-
lutions avancées, y compris et en 
particulier la soidisant Sécurité par 
la coopération internationale. Le 
Rapport apparaît comme un véri-
table parti pris («partisan view») en 
regard du Développement de l’Ar-
mée (DEVA) et de la neutralité. 
L’objectif du projet est ainsi parfai-
tement en phase avec la volonté net-
tement délibérée dès l’Armée XXI, 
et affirmée continuellement jusqu’à 
ce jour, d’affaiblir l’aptitude à la dé-
fense de la Suisse. Le Rapport est 
publié au moment même où l’Eu-
rope est confrontée à des vagues 
d’immigration et des actes terro-
ristes d’une amplitude encore ja-
mais connue. Il est de ce fait déjà à 
l’état de projet dépassé et caduque 
sur bien des points. Le Conseil fédé-
ral veut manifestement calmer le 
bon peuple sans pour autant prendre 
en compte la vraie dimension des 
nouveaux développements en cours, 
par exemple en se refusant à mettre 
sur pied un étatmajor de crise pour 
traiter de la question des réfugiés. 
On garde en mémoire les prétendues 
fermes déclarations faites à l’époque 
au sujet du secret bancaire pour 
aboutir finalement à un retourne-
ment de veste de la politique et du 
monde financier sous les menaces 
massives de l’étranger ou, plus près 
de nous, le changement brutal de la 
politique énergétique suite à la ca-
tastrophe de Fukushima. Les affir-
mations du nouveau RAPOLSEC 
selon lesquelles on aurait pratique-
ment «tout sous contrôle» ne suffit 
vraiment pas à nous convaincre. 

Les lignes directrices du 
Conseil fédéral en 2016 

Par un arrêté du 4 novembre 2015, le 
Conseil fédéral a précisé ses lignes 

directrices et ses objectifs pour 
2016. L’énumération démontre et 
souligne la forte volonté de tout ré-
glementer, ordonner et centraliser. 
Cette attitude très «tendance» porte 
sur tous les aspects de la vie en com-
munauté et est chaque année tou-
jours plus prononcée. Malheur à 
celui qui, dans ce maelström, oserait 
encore parler d’un ordre écono-
mique libéral ou d’une société fon-
dée sur le principe de liberté. 

Le Conseil fédéral a défini trois 
lignes directrices et les a concréti-
sées sous la forme de seize objectifs 
particuliers:
•	 «La Suisse assure durablement 

sa prospérité»
•	 «La Suisse soutient la cohésion 

nationale et œuvre au renforce-
ment de la coopération internati-
onale»

•	 «La Suisse pourvoit à la sécurité 
et agit en partenaire internatio-
nal fiable»

Le troisième énoncé est celui qui 
touche au plus près le débat autour 
de la politique de sécurité. Le qua-
trième des 16 objectifs précise: (tra-
duction) «La Suisse renouvelle et 
développe ses relations politiques et 
économiques avec l’Union Euro-
péenne.» On y lit (voir page 23), que 
le Conseil fédéral veut renforcer ces 
relations, entre autre par (traduc-
tion): «une décision de fond dans le 
cadre des négociations avec l’Union 
Européenne conduisant à un ac-
cord cadre sur la participation de la 
Suisse à des opérations dans le 
cadre de la Politique de sécurité et 
de défense commune de l’Union 
Européenne (PSDC).» 

Quo Vadis Helvetia?

1. Adossement de la Suisse à 
l’Union Européenne
On parle depuis quelque temps d’un 
éventuel traité cadre avec l’Union 
Européenne et le Conseil fédéral 
évoque lui-même la possibilité d’un 
accord institutionnel garantissant le 
développement des accords bilaté-
raux. Le RAPOLSEC 2016 parle lui 
d’un accord cadre sur la coopération 
en matière de défense qui serait en 
pourparler depuis peu. Ces façons 
de procéder entraînent une grande 
confusion des termes en regard des 
accords et autres conventions pré-
vus ou en discussion. Ces impréci-
sions dans les termes utilisés 
prouvent surtout qu’en matière de 
politique de sécurité, de nouvelles 
orientations et de nouveaux che-
mins devraient être définis, toutes et 
tous parfaitement irrespectueux de 
notre politique de neutralité. 
L’énoncé de l’objectif 15 du RA-
POLSEC 2016 ne laisse aucun doute 
à ce sujet: (traduction) «…le rapport 
cadre sur la participation de la 
Suisse à des opérations de préven-
tion des conflits, de management de 
crises et de maintien de la paix dans 
le cadre de la Politique de sécurité 
et de défense commune (PSDC) de 
l’Union Européenne. Les modalités 
permettant une future participation 
de la Suisse à des missions civiles et 
des opérations militaires de l’Union 
Européenne seraient précisées dans 
un tel rapport cadre. La participa-
tion de la Suisse à des missions sous 

l’égide de la PSDC seraient alors 
sans autre facilitées sur le plan ad-
ministratif.» On cherche manifeste-
ment, non seulement à promouvoir 
une collaboration militaire contraire 
à notre principe de neutralité, mais, 
plus grave encore, la décision elle-
même échapperait à l’autorité poli-
tique pour devenir du seul ressort de 
l’administration.
2. Agir dans le cadre de l’OSCE
Par deux fois la Suisse a assumé la 
présidence de l’Organisation pour la 
sécurité et la coopération en Europe 
(OSCE). C’est sans doute la raison 
principale pour laquelle nos publi-
cations officielles sont pleines d’en-
thousiasme pour cette organisation. 
Il faut objectivement souligner 
qu’elle a l’avantage d‘être, contraire-
ment à l’Union Européenne et à 
l’OTAN, une organisation paneuro-
péenne sans aucun caractère d’al-
liance. Il serait certainement faux de 
surévaluer son importance mais 
force est de constater qu’évidents 
ont été ses efforts pour la promotion 
de la paix et ses prestations. Il est de 
ce fait nécessaire que la Suisse 
continue à être active dans le cadre 
de l’OSCE, même s’il faut bien 
avouer que cette participation n’a 
concrètement qu’un effet bien limité 
sur la propre sécurité de notre pays, 
L’objectif numéro 16 du RAPOL-
SEC 2016 stipule que (traduction): 
«La Suisse s’engage activement en 
faveur de la stabilité internatio-
nale», et plus loin: «Le Conseil fé-
déral participe à l’édification de la 
sécurité européenne, en particulier 
dans le cadre de l’OSCE et en étroite 
collaboration avec nos voisins de 
langue allemande.» Cette intention 
doit être comprise en regard de la 
présidence de l’OSCE exercée suc-
cessivement par l’Allemagne puis 
l’Autriche. Elle se confirme toute-
fois globalement au niveau des ob-
jectifs.
3. Collaboration avec l’OTAN
Alors que le RAPOLSEC 2016 
évoque un renforcement de la colla-
boration avec l’OTAN, en particu-
lier dans le cadre du Partenariat 
pour la Paix, aucune retombée de 
cette volonté n’apparaît au niveau 
des objectifs spécifiques. Le Parte-
nariat pour la Paix est en place de-
puis bientôt vingt ans et demeure 
une affaire bien délicate au niveau 
du droit de la neutralité et de fait 
parfaitement inacceptable en ma-
tière de neutralité politique. Le RA-
POLSEC et les objectifs qui s’en 
suivent se sont limités à des affirma-
tions si peu spectaculaires qu’ils 
n’ont pas engendré jusqu’à ce jour de 
sévères réactions politiques. Et 
pourtant, il suffit d’une confronta-
tion entre l’OTAN et la Russie ou, 
par exemple, du retrait de la Turquie 
de l’OTAN, pour que la nouvelle 
situation engendrée devienne bien 
plus délicate et entraîne une révision 
de nos rapports avec l’OTAN. 

Réflexions finales

Mais où le Conseil fédéral veut-il 
donc nous mener? L’objectif numéro 
15 du RAPOLSEC 2016 est, nous le 
répétons, tout simplement inaccep-
table par rapport à notre politique de 
neutralité. Comme le Conseil fédé-
ral veut développer une collabora-
tion étroite avec un Pacte – et l’Union 

Européenne en est bien un – cet ob-
jectif est également incompatible 
avec le respect du droit de la neutra-
lité. La même réflexion est valable 
pour la coopération avec l‘OTAN, 
qui est, jusqu'à nouvel avis, l’unique 
organisation crédible en matière de 
sécurité mais pratiquement entière-
ment dépendante de la participation 
des Etats-Unis.
Et à quoi sert-il d’insister sur le de-
gré de collaboration entre pays voi-
sins de langue allemande dans le 
cadre de l’OSCE? Que l’on s’entre-
tienne de temps à autre avec des 
pays voisins est parfaitement accep-
table, par contre, que la collabora-
tion se déroule systématiquement et 
explicitement avec les seuls voisins 
de langue allemande (bien au-delà 
des temps de présidence allemand 
puis autrichien) et beaucoup moins 
avec d’autres pays tout aussi voisins, 
ou d’autres membres de l’OSCE, est 
signe d’un manque de sagesse de 
plus un non sens par rapport à notre 
politique de neutralité. Sur le front 
intérieur une manipulation se des-
sine pour contrer l’obligation de ser-
vir: Après que le souverain, par son 
vote du 22 septembre 2013, ait très 
massivement refusé l’initiative sur 
la suppression de l’obligation de ser-
vir le Conseil fédéral ne trouve pas 
mieux que (citation): «étudier le 
Rapport du groupe de travail sur le 
système de l’obligation de servir». Il 
s’agit concrètement de revisiter le 
bien-fondé du modèle de «l’obliga-
tion générale de servir». Cela ne si-
gnifie rien d’autre que la volonté du 
Conseil fédéral est bien de privilé-
gier la suppression du service mili-
taire obligatoire tout en bafouant au 
passage la volonté populaire. 

Aucune compréhension 
pour la Politique de sécu-

rité du Conseil fédéral
Les objectifs en matière de politique 
de sécurité du Conseil fédéral ne 
peuvent satisfaire les citoyennes et 
les citoyens attachés aux valeurs tra-
ditionnelles de la Suisse. L’aptitude 
à la défense de notre pays a été 
constamment affaiblie au rythme de 
réformes successives depuis vingt 
ans. Le point final du processus sera 
sans doute atteint avec l’acceptation 
de la réforme DEVA début 2016. 
L’armée ainsi mal fagotée ne sera 
plus en mesure de fournir le strict 
minimum. Si la réforme est mise en 

application comme l’a été celle 
d’Armée XXI, la Suisse se retrou-
vera très rapidement sans défense et 
bien incapable d’être fidèle au prin-
cipe de la neutralité armée. L’illu-
sion fantaisiste d’une sécurité par la 
coopération apparaîtra alors dans 
toute sa vérité. Quel Etat étranger ou 
quelle organisation défensive serait 
prêt à venir en aide à une Suisse qui, 
en dépit de sa prospérité, n’est pas 
capable d’assumer financièrement 
sa propre sécurité? Si un jour, le 
peuple souverain devait se décider, 
après un long débat ouvert, sérieux 
et objectif (tel qu’il n’a jamais eu lieu 
à ce jour malgré tant d’affronte-
ments sporadiques et peu systéma-
tiques au sujet de la politique euro-
péenne ou de sécurité) – à prendre 
une nouvelle orientation sur le plan 
des relations internationales, ce 
choix devrait alors être respecté et 
appliqué. Par contre, la tactique écu-
lée du salami consistant à manipuler 
le peuple souverain en le plaçant 
continuellement devant de nou-
veaux faits accomplis sans jamais 
tenir compte de la volonté populaire 
est parfaitement inadmissible. 

Carlo S. F. Jagmetti, Dr en droit et 
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Guerre ou pas guerre? La confusion 

Non, M. Hollande, la France n’est pas en guerre. Il n’y a pas eu sur son territoire une «agression armée», mais des attentats accomplis par 
des terroristes formés par l’Etat islamique; ce n’était pas «une opération militaire».

Il va de soi que la lutte contre le ter-
rorisme doit s’intensifier et que tous 
les pays d’Europe, Suisse incluse, 
doivent être solidaires dans cette 
lutte, organisant la collaboration 
entre leurs services de renseigne-
ment, entre leurs polices, entre leurs 
contrôles à la frontière, payant donc 
tous de leur poche cette collabora-
tion. En revanche, contrairement à 
ce qui était annoncé dans le Temps 
du 18 novembre dernier, sous le 
Titre «Opération militaire. L’Eu-
rope soutiendra la France», l’art. 42 
du Traité de Lisbonne n’est pas ap-
plicable qui dispose (cité par Le 
Temps) qu’«au cas où un Etat 
membre serait l’objet d’une agres-
sion armée sur son territoire, les 
autres Etats lui doivent aide et assis-
tance». 

La France n’a pas été l’objet d’une 
«agression armée», si horribles et 
inadmissibles que soient les atten-
tats de Paris. Mais la France a, il 
faut le dire, développé depuis des 
mois des actions militaires au Mali 
et au Sahel, et, depuis peu, dans 
l’Etat islamique, ce qui, par ces 
Etats, pourrait être considéré 
comme des «agressions armées». 
Ces actes français de guerre, même 

au nom d’une lutte contre le terro-
risme, ne sont pas justifiés par une 
agression armée de la France. 
On ne peut pas qualifier de «guerre» 
ce que l’on veut, pour déclencher le 
soutien de ses soi disants «amis 
européens». La guerre – si épou-
vantable qu’elle soit – obéit à des 
règles et notamment en ce qui 
concerne, par exemple, les Etats 
neutres, le traitement des prison-
niers, des populations civiles, voire 
des hôpitaux et des monuments his-
toriques, sans parler de l’entrée en 
vigueur de traités d’assistance entre 
Etats. On ne peut pas qualifier de 
guerre une lutte contre le terrorisme 
sans «fausser» les règles de la 
guerre. Au mieux peut-on parler de 
guérilla, mais le mot est trop «doux» 
quand il s’agit du terrorisme. 
On dira peut-être que la guerre est 
possible entre des Etats et que l’Etat 
islamique existe, du moins selon 
son auto-proclamation. Mais cet 
Etat auto-proclamé n’a pour terri-
toire que des pans volés à la Syrie et 
à l’Irak. Avant que de prétendre at-
taquer et peut-être détruire un terri-
toire volé à ces deux Etats, au moins 
faudrait-il avoir été appelé à la res-
cousse militaire par les gouverne-
ments de ces Etats et donc être 

d’accord de parler à leur gouverne-
ment «officiel», même s’il est très 
peu sympathique !

Le terrorisme religieux, celui des 
djihadistes, n’a ni vrai gouverne-
ment, ni territoire, ni règle autre que 
la destruction physique totale de ce 
qu’il qualifie aujourd’hui «d’en-
nemi d’Allah». Le terrorisme reli-
gieux ne cherche même pas à 
conquérir un territoire pour agran-
dir son influence, il est suicidaire 
dans sa folie meurtrière et «purifi-
catrice» et la croyance que c’est une 
condition pour gagner son ciel.

Chaque acte «militaire» de la 
France ne fera qu’exacerber contre 
elle la rage djihadiste, et si l’Europe 
se laisse entraîner «officiellement», 

l’horreur se multipliera. La lutte 
antiterroriste exige une tout autre 
tactique mais la grande question est 
de savoir si nous y sommes prépa-
rés tant moralement que technique-
ment. Au lieu de parler à tort de 
guerre et de faire croire qu’on peut 
la porter hors d’Europe, entraînons-
nous à lutter contre le terrorisme. 
C’est urgent. 

Les attentats terroristes 
de Paris n’étaient pas 

une opération militaire 
menée contre la France. 

François Hollande se 
trompe en parlant de 

guerre.

Suzette Sandoz, Photo : HPM

Suzette Sandoz, ancienne Conseil-
lère nationale libérale vaudoise et 

professeur de droit à l'Université 
de Lausanne.

Article paru dans «Le Matin 
Dimanche» le 22 novembre 2015. 
Reproduction avec l’agrément de 

l‘auteur.

Interviews mit ausgewählten Mitgliedern der sicherheitspolitischen Kommissionen
Im Schweizer Parlamentssystem kommt den vorbereitenden Kommissionen eine grosse Bedeutung zu. Hier werden Entscheide vorgespurt und tragfähige Kompromisse  
geschmiedet. 
Im Dezember 2015 wurden die Kommissionen des Parlaments personell neu zusammengestellt. «Pro Militia» fragte bei einigen Mitgliedern der Sicherheitspolitischen Kommissionen von 
National- und Ständerat nach, wie Sie zu aktuellen Fragestellungen stehen. Die Auswahl der Interviewpartner erfolgte nach dem Grundsatz, Mitglieder der vier Bundesratsparteien beider-
lei Geschlechts aus allen drei Sprachregionen zu befragen.

«Pro Militia» befragte einige Mitglieder beider Si-
cherheitspolitischer Kommissionen zu aktuellen 
Themen. Aus Platzgründen publizieren wir hier nur 
einen Teil der Antworten. Die vollständigen Inter-
views finden sich auf unserer Website. Die Antwor-
ten aus der Suisse Romande publizieren wir in der 
nächsten Ausgabe.� Red

Frage 1: Wie ist Ihre persönliche Haltung zur Revision des Militärgesetzes («WEA»).

Domanda 1: Che cosa pensa personalmente della revisione della legge militare (progetto «Ulteriore 

Sviluppo dell’Esercito»)? 600–650 per risposta

Frage 2: Glauben Sie, dass eine WEA-Armee die Sicherheit der Schweiz sicherstellen kann? 

(Antwort bitte mit kurzer Begründung) 

Domanda 2: Lei pensa, che l’Esercito dopo questa riforma sia sufficiente per garantire la sicurezza 

della Svizzera?

Corina 

Eichenberger-Walther

Nationalrätin (FDP, AG) 

Präsidentin SiK-N

Ich stehe hinter dieser Armeereform, obwohl sie eine wesentliche Verkleinerung der Armee mit sich 

bringt. Die Revision bringt aber auch wesentliche Vorteile, so werden die Mobilisierung der Truppen  

und die Ausbildung verbessert sowie die Truppen wieder vollausgerüstet. Die Reduktion der Armee 

ist durch den Erwerb von moderneren Waffensystemen zu kompensieren. Zudem erachte ich die 

Einführung des vierjährigen Zahlungsrahmens, der in einem Finanzbeschluss festgelegt wird, als 

grossen Vorteil für die Armee, was Planung und Planungssicherheit anbelangt. Ich werde mich 

weiterhin für den jährlichen Kostenplafonds von CHF 5 Mia., d.h. CHF 20 Mia. für vier Jahre, und 

gegen Sparbeiträge der Armee an den Bundeshaushalt einsetzen

Ich bin der Auffassung, dass die Armee nach Umsetzung der Reform in besserem Zustand ist als 

heute. Sie wird mehr Mittel zur Verfügung; die Ausbildung der Kader wurde klar verbessert. Die 

Mobilisierung wird  schneller möglich sein.

Chantal Galladé

Nationalrätin (SP, ZH) 

Mitglied SiK-N 

(2012/2013 

Präsidentin SiK-N)

Die Revision des Militärgesetzes im Rahmen der Weiterentwicklung der Armee geht in die richtige 

Richtung: eine kleinere, aber flexiblere, besser ausgerüstete und rascher verfügbare Armee, die 

eher in der Lage ist, auf aktuelle und zukünftige Herausforderungen zu reagieren. Zwar hätte ich 

mir noch konsequentere Schritte in diese Richtung gewünscht, werde dem revidierten Militärgesetz 

aber zustimmen – und den Bundesbeschluss über eine illusionäre Finanzierung ablehnen.

Die Sicherheit der Schweiz hängt angesichts der modernen Herausforderungen nur zu kleinem Teil 

von der Armee ab. Es wäre eine Illusion zu meinen, dass sich die aktuellen und künftigen Sicher-

heitsrisiken der Schweiz mit Panzern und Kanonen von der Landesgrenze fernhalten lassen. Die 

Sicherheit der Schweiz hängt heute in erster Linie von der Fähigkeit zur internationalen Zusammen-

arbeit ab. Da hat die Schweiz einen gewaltigen Nachholbedarf. Nachholbedarf gibt es in weiteren 

nicht-militärischen Bereichen wie Cyber, Terrorismus und Schutz kritischer Infrastrukturen.
Josef Dittli

Ständerat (FDP, UR) 

Vizepräsident SiK-S

Das Projekt Weiterentwicklung der Armee (WEA) war notwendig und ist eine deutliche Verbesse-

rung gegenüber der AXXI und dem Entwicklungsschritt 08–11. Ein umfassender politischer Prozess 

kann nun hoffentlich erfolgreich abgeschlossen werden. Auch wenn nicht alles befriedigt, werden 

zwei Ziele grundsätzlich erreicht: Erstens werden die Erkenntnisse des Sicherheitspolitischen 

Berichts 2010 und des Armeeberichts 2010 in die Praxis umgesetzt und zweitens werden Unzu-

länglichkeiten der Armee XXI ausgemerzt. Auch wird die Finanzierung über Jahre hinaus im 

Grundsatz gesichert.

Dies ist eine Frage, wie viel Sicherheit und Leistung man haben will und wie viel man bereit ist, 

dafür zu bezahlen. Das Leistungsprofil zeigt auf, in welcher Zeit mit welchen Mitteln welche Leistun-

gen wie lange erbracht werden können. Die möglichen Leistungen der Armee sind also begrenzt.  

Es ist zwar ein konkretes Leistungsprofil vorhanden, doch dieses stösst bei mehreren grösseren 

sicherheitspolitisch relevanten Ereignissen bald an seine Grenzen. Im Armeehauptauftrag Verteidi-

gung ist die Fähigkeit des Kampfes der verbundenen Waffen meines Erachtens zu wenig ausge-

prägt, zudem sind die Mittel der Luftwaffe für die Durchsetzung der Lufthoheit zu schwach.
Daniel Jositsch

Ständerat (SP, ZH)

Mitglied SiK-S

Ich habe die WEA in der parlamentarischen Beratung immer unterstützt. Ich glaube, dass sie wesentlich zur Qualitätssicherung der Armee beiträgt. Ich bin insbesondere 

froh, wenn der dreiwöchige WK eine Mehrheit gefunden hat, da bloss zweiwöchige Einheiten zu 

kurz gewesen wären, um die Qualität aufrecht zu erhalten.

Marco Romano

Consigliere nazionale 

(CVP, TI) 

Membro Commissione 

della politica 

di sicurezza CN

È un progetto importante per la funzionalità e la credibilità dell’Esercito. Negli ultimi decenni – con 

l’evolvere imprevedibile del contesto interno ma soprattutto internazionale – l’Esercito ha subito 

numerose (troppe?) riforme. Adesso occorre implementare quanto deciso in tempi rapidi, dando poi 

una certezza organizzativa e operativa sul medio periodo. Occorre adattarsi costantemente, ma 

serve stabilità per farlo. Il progetto approvato dal Parlamento è stato maturato e costruito all’interno 

dell’Esercito medesimo. Abbiamo a disposizione Forze armate più radicate nelle regioni, con una 

prontezza e una logistica regionalizzate. La milizia resta l’elemento cardine.

In ogni ambito bisogna ottenere il massimo con le risorse a disposizione. Oggi abbiamo un’organiz-

zazione definita, missioni e competenze stabilite, così come un quadro finanziario entro il quale 

operare. La sicurezza è un elemento fondamentale per la Svizzera. In collaborazione con tutti i 

partner cantonali e federali occorre disporre di un sistema coordinato efficace ed efficiente. È inutile 

e pericoloso volere di più o sempre qualcosa di diverso, credo che il contesto internazionale 

costringa al pragmatismo. Con l’USEs si sono migliorati aspetti fondamentali nell’organizzazione e 

nella formazione. Ora servono investimenti in mezzi e equipaggiamento.

Werner Salzmann

Nationalrat (SVP, BE), 

Vizepräsident SiK-N

Der im Nationalrat gefasste Beschluss ist ein Kompromiss, der m.E. die notwendigen Mittel und 

Personen nicht zur Verfügung stellt, die wir im Krisenfall benötigen.

Nein, das glaube ich persönlich nicht, da 100 000 AdA nicht reichen, um dem schlimmst möglichen 

Fall gerecht zu werden. Sollte es in der Schweiz, was ich nicht hoffe, gleichzeitig zu mehreren 

Terroranschlägen kommen, sind die Polizeikräfte auf die Armeeunterstützung angewiesen. Die 

notwendigen Ressourcen im Fall Paris haben mehr als 70000 Polizisten gebunden. In unserem 

Land haben wir rund 17000 Polizisten. Wir wären mit 100000 AdA nicht in der Lage, der Situation 

Herr zu werden.
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Verfehlte Vorlage zur vermeintlichen Weiterentwicklung und tatsächlichen Halbierung der Armee: zurückstellen!  

Geostrategisch und bedrohungsmässig überholte Änderungen der Rechtsgrundlagen schwächten den Schutz des Sicherheitsraumes Schweiz  

Heinrich L. Wirz

Der Autor befasst sich seit 2008 sehr intensiv mit den bundesrätlichen Absichten, die Armee massiv zu schrumpfen. Er nahm bereits an den Anhörungen zum Sicherheitspoliti-
schen Bericht 2010 teil und verfasste 2013 die Vernehmlassungsantwort von Pro Militia massgebend mit. Er wurde, zusammen mit Divisionär a D Paul Müller, als Vertreter von 
Pro Militia zur Revision der Militärgesetzgebung für die sogenannte Weiterentwicklung der Armee sowohl 2014 durch die Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates als 

auch 2015 durch diejenige des Nationalrates angehört. Einige Wiederholungen aus dem Leitartikel in «Pro Militia» 2/2015 sind unvermeidlich (Red.)

Die Änderung der Rechtsgrund-
lagen für die Weiterentwicklung 
der Armee («WEA») gemäss Bot-
schaft vom 3. September 2014 
(14.069) ist eine schwer überblick-
bare, weil sehr verschachtelte 
Vorlage. Diese besteht insgesamt 
aus sechs Teilen als Entwürfe – 
von der Änderung von Militärge-
setz (MG) und Armeeorganisa-
tion (AO) bis zum neuen Zah-
lungsrahmen (siehe Kasten!). 
Wie ist der Stand der Vorlage vor 
der Frühjahrssession 2016?

Zunächst ist festzuhalten, dass die 
endgültigen Entscheide über die so-
genannte WEA noch nicht gefallen 
sind. Diese Vorlage müsste als erste 
Voraussetzung am 18. März 2016 in 
beiden Räten die Schlussabstim-
mungen überstehen. Anschliessend 
folgten die Veröffentlichung im 
Bundesblatt und die Referendums-
frist. Innerhalb von 100 Tagen 
könnten nach Artikel 141 der Bun-
desverfassung 50 000 Stimmbe-
rechtigte oder acht Kantone eine 
Volksabstimmung über das geän-
derte MG verlangen.

Restliche Differenzen?

Bei der AO (heute SR 513.1), in der 
Bestände und Gliederung der Ar-
mee festgelegt sind, bestehen zwi-
schen den beiden Kammern keine 
Differenzen mehr. Beim MG (SR 
510.10) wird der Ständerat (SR) vo-
raussichtlich seiner Sicherheitspoli-
tischen Kommission (SiK) folgen 
und von fünf auf sechs dreiwöchige 
Wiederholungskurse (WK) der 
Mannschaft einschwenken. Bei der 
im geänderten MG vorgesehenen 
Dauer von 18 anstatt 21 Wochen 
Rekrutenschule (RS) wäre dies für 

Soldaten und Gefreite immer noch 
ein WK weniger als heute.

Der Nationalrat (NR) hiess in der 
Wintersession 2015 den Entwurf 
eines Bundesbeschlusses gut, wo-
nach in den Jahren 2017–2020 für 
die Armee ein Zahlungsrahmen 
von 20 Milliarden Franken bewil-
ligt würde (siehe Kasten!). Die SiK-
SR schloss sich mehrheitlich dem 
NR an, um die Finanzierung der 
Armee langfristig zu gewährleisten 
und um Planungssicherheit zu 
schaffen. Der SR wird darüber in 
der Frühjahrssession 2016 entschei-
den. 

Zur Verbindlichkeit derartiger Be-
schlüsse erinnere man sich jedoch 
an den Planungsbeschluss des Par-
lamentes vom 29. September 2011 
für einen Sollbestand von 100 000 
Angehörigen der Armee und für ei-
nen Ausgabenplafond von jährlich 
5 Milliarden Franken für die Ar-
mee ab dem Jahr 2014 – reines 
Wunschdenken!

Genügt Sollbestand?

Gemäss «WEA» würde der Be-
stand in der geltenden AO von 
«höchstens 220 000 Militärdienst-
pflichtigen» neu auf einen Sollbe-
stand von 100 000 Angehörige der 
Armee (AdA) sinken, entsprechend 
einem «Effektivbestand» (richtig 
wäre: Sollbedarf) von 140 000 
AdA. Abgesehen von der persönli-
chen Ausrüstung wäre aber das mi-
litärische Material höchstens für 
den Sollbestand vorhanden und 
nicht für den «Effektivbestand». 

Aufgelöst würden die heutige Re-
serve von gemäss AO «höchstens 

80 000 Personen», die Stäbe aller 
sechs (Gebirgs-) Infanteriebrigaden 
(4 aktive, 2 Reserve) sowie rund 70 
Bataillone und Abteilungen (zirka 
20 aktive und 50 Reserve). Die ver-
bleibenden 17 Infanteriebataillone 
würden auf die vier neu zu schaf-
fenden Territorialdivisionen – heute 
Territorialregionen – aufgeteilt. Bei 
einer Einsatzdauer von netto zwei 
von drei Wochen WK bräuchte es 
aber 26 Infanteriebataillone, um 
schon nur ein Bataillon während 
der 52 Wochen pro Jahr im Einsatz 
zu halten, zum Beispiel für den Ob-
jekt- und/oder den Grenzschutz.

Inakzeptables  
Missverhältnis!

Die bestehenden zwei Panzerbriga-
den würden in Mechanisierte Bri-
gaden umgewandelt und deren Zahl 
auf drei erhöht. Dieser dritte Grosse 
Verband hiesse nur dem Namen 
nach Mechanisierte Brigade. Er be-
stünde bloss aus einem Stab und 
bereits bestehenden Bataillonen/
Abteilungen der Heeresreserve 
(Aufklärung, Artillerie, Genie), 
aber gar nicht aus zusätzlichen 
Kampftruppen und -fahrzeugen.

Umgerechnet auf die Bevölkerung 
der Schweiz von 6,7 Millionen ka-
men 1990 auf 100 Einwohner 12 
AdA. Mit der «WEA»-Armee 
sänke diese Zahl 2018 bei 8,5 Mil-
lionen auf einen Zehntel, also auf 
ein Missverhältnis von noch 1,2  
AdA pro 100 Einwohner. Damit 
sänke nicht nur die Sicherheit der 
Schweiz dramatisch, sondern es 
nähme auch die Verankerung der 
Armee in der Bevölkerung weiter 
ab.

Armeeorganisation

In der AO würde die bestehen- 
de Führungsorganisation («Kopf-
struktur») mit einem Chef der Ar-
mee beibehalten. Einerseits sollen 
die Führungsunterstützungsbasis 
und die Logistikbasis der Armee in 

Teil/Entwurf 1
Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung  
(Militärgesetz, MG) – Änderung vom … 
Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang geregelt.
Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.  
Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Teil/Entwurf 2
Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung  
der Armee (VBVA) – Änderung vom …
Inkrafttreten gleichzeitig mit Änderung MG.

Teil/Entwurf 3
Bundesgesetz über die militärischen Informationssysteme  
(MIG) – Änderung vom …
Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.  
Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Teil/Entwurf 4
Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation  
der Armee (Armeeorganisation, AO) – Aufhebung vom …
Aufhebung gleichzeitig mit Inkrafttreten der Änderung MG.

Teil/Entwurf 5
Verordnung der Bundesversammlung über die Organisation  
der Armee (Armeeorganisation, AO) –  vom Inkrafttreten  
gleichzeitig mit Änderung MG

Teil/Entwurf 6
Bundesbeschluss zum Zahlungsrahmen  
der Armee 2017–2020 vom …
Zur Deckung des Finanzbedarfs der Armee in den Jahren 2017–2020 
wird ein Zahlungsrahmen von 20 Milliarden Franken bewilligt.
Das VBS kann während der Budgetierung Umschichtungen zwischen 
den eigenen Krediten vornehmen.
Dieser Beschluss untersteht nicht dem Referendum.

«So fühlt man Absicht und 
man ist verstimmt.» 
Johann Wolfgang von Goethe 
(1749–1832), in: Torquato Tasso.

2016 wird der Bundesrat einen 
Grundsatzentscheid treffen 
über Verhandlungen mit der EU 
über ein Rahmenabkommen zur 
Teilnahme der Schweiz an Ope-
rationen zur Konfliktverhütung, 
zum Krisenmanagement und 
zur Friedenserhaltung im Rah-
men der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik 
(GSVP) der EU. In einem sol-
chen Rahmenabkommen wür-
den die Modalitäten für eine 
künftige Teilnahme der Schweiz 
an zivilen Missionen und militä-
rischen Operationen der EU ge-
regelt. Damit könnte die Teil-
nahme der Schweiz an Missionen 
der GSVP auf administrativer 
Ebene vereinfacht und be-
schleunigt werden.

Quelle: Ziele des Bundesrates 
2016, Band 1 (Seite 45).

einem übergeordneten Unterstüt-
zungskommando mit einem weite-
ren Korpskommandanten zusam-
mengefasst werden. Andererseits 
verlöre die Luftwaffe noch mehr 
ihrer eigenen Teile (Ausbildung 
Fliegerabwehr), wäre dem neu vor-
gesehenen Kommando Operatio-
nen unterstellt und würde damit 
hierarchisch herabgestuft und orga-
nisatorisch geschwächt.

Blick auf Armee XXI

Die im Wesentlichen gescheiterte 
Armeereform XXI gründete auf 
dem Sicherheitspolitischen Bericht 
2000 «Sicherheit durch Koopera-
tion» und auf den diesem Papier zu 
Grunde liegenden internationalisti-
schen Irrlehren. Deren Anhänger 
redeten die Bedrohung weg und 
wollten sowohl die Milizarmee als 
auch die Wehrpflicht und insbeson-
dere die bewaffnete Neutralität ab-
schaffen.

Der radikale Raubbau an den vor-
handenen Mitteln und eine Aus-
richtung auf die NATO beschädig-
ten die Milizarmee massiv. Zu den 
Fehlentwicklungen zählten eine 
zentralistische Führungsorganisa-
tion mit einem Chef der Armee als 
unschweizerischem «Friedensge-
neral», eine Truppenorganisation 
ohne (kantonale) Regimenter, ein 
fehlgestalteter Ablauf von Grund- 
und Kaderausbildung und der Weg-
fall der Mobilmachung und der 
Alarmformationen zum Schutz der 
Bundesstadt Bern sowie der Flug-
häfen Genf und Zürich.

Neuer  Planungsschrott?

Bereits im Vorfeld der Armee XXI 
bekämpften sachkundige Miliz-of-
fiziere das fehlgeleitete Projekt. Ih-
nen wurde amtlich verordnet, sie 
hätten die Entscheide des VBS zur 
Kenntnis zu nehmen und ohnehin 
nichts zu sagen. Divisionär Hans 
Bachofner, Jurist und Stratege 
(1931–2012) unterstützte schon 
2000 den Widerstand gegen dieses 
militärbürokratisch aufbereitete 
Eintopfgericht. «Das VBS ist auf 
dem Holzweg, wenn es hinter ge-
schlossenen Türen selbst-definierte 
Eliten vertraulich in seine Pläne für 
Krieg und Frieden einweiht, um 
dann später einmal mit einem fait 
accompli vor das Volk zu treten.»

Im VBS wurden die Lehren aus der 
Fehlplanung weder aus der Reform 
XXI noch aus dem verschlimm
bessernden «Entwicklungsschritt 
2008/2011» gezogen – in Wirklich-
keit ein weiterer Abbauschritt der 
Armee. Seit 2010 wird erneut ver-
sucht, unter dem trügerischen Titel 
«Weiterentwicklung der Armee» 
die Politik und die Öffentlichkeit 
mit allen Mitteln der Spindoktoren-
Staatspropaganda einseitig zu 
beeinflussen, ja zu indoktrinieren. 
Es gebe nur eine einzige richtige 
Gesamtlösung – die «WEA». Zum 
dritten Mal werden nun sorgfältig 
erdachte Alternativen und begrün-
dete Kritikpunkte zur Armeepla-
nung unter den Tisch gewischt, 
ohne sich mit diesen seriös ausein-
anderzusetzen.

Korrekturen und 
Finanzen

Erstens sei vorausgeschickt, dass 
die Korrekturen zumindest eines 
Teils der seit Jahren bekannten Feh-
ler der Armee XXI unbestritten 
sind: Ausbildung (Kader, Dauer 
RS), Ausrüstung (Vollständigkeit) 
und Bereitschaft (Mobilmachung). 
Dazu bedarf es jedoch keiner zeit-
raubenden Änderung der Rechts-
grundlagen, weder des MG noch 
der AO. Der politischen und militä-
rischen Führung von VBS und Ar-
mee bleibt der Vorwurf nicht er-
spart, diese Rückverbesserungen 
grobfahrlässig verzögert, aber alles 
auf die vermeintliche Trumpfkarte 
«WEA» gesetzt und das Personal 
darauf verpflichtet zu haben.

Zweitens haben auch die armeebe-
fürwortenden Gegner der «WEA» 
zwecks Planungssicherheit nichts 
gegen einen mittelfristigen Finanz-
rahmen der Armee einzuwenden. 
Dieser soll in einem besonderen 
Bundesbeschluss festgelegt wer-
den, getrennt von den Änderungen 
von MG und AO (siehe Kasten, Ent-
wurf 6!). Jedoch sei vor der Illusion 
gewarnt, bei der sich abzeichnen-
den Finanzlage des Bundes wären 
diese finanziellen Planzahlen fest 
in Stein gemeisselt. 

Kein Wunschdenken! 

Drittens hüte man sich dringend vor 
den irrigen Vorstellungen, man 
könne jetzt – trotz einiger Beden-
ken – der Vorlage «WEA» zustim-
men, obschon sie nicht befriedige. 
100 000 Angehörige der Armee ge-
nügen in keinem Falle für die Ver-
teidigung des Landes. Es ist völlig 
sinnlos und bar jeglicher Verant-
wortung, ja ein Angriff auf die Si-
cherheit der Schweiz, bei zuneh-
mend steigender Bedrohung die 
Armee zuerst bestandesmässig zu 
halbieren und nachher wieder auf-
bauen zu wollen. Derart brüske 
Richtungswechsel zerstören eine 
Milizarmee.  

Fazit: Die erwähnten Verbesserun-
gen sind ohne weiteren Zeitverzug 
voranzutreiben, die rechtlichen Än-
derungen sind auszusetzen, und es 
dürfen keine Präjudizien zur Hal-
bierung der Armee geschaffen wer-
den. Der Sicherheitspolitische Be-
richt 2016 ist gründlich zu 
überarbeiten und für die Armee mit 
konkreten Folgerungen aus der Be-
drohungslage zu ergänzen. Zudem 
muss der Bericht der Arbeitsgruppe 
«Dienstpflichtsystem» vorliegen. 
Die Verhinderung der gesetzwidri-
gen Militärdienstverweigerung und 
damit des Missbrauchs des Zivil-
dienstes muss politisch konkreti-
siert werden mit dem Ziel, die 
Wehrgerechtigkeit wieder herzu-
stellen.

Heinrich L. Wirz, Oberst a D mit 
letzter Einteilung Armeestabsteil 
Operative Schulung, ist Militär

publizist SFJ/BR, Verfasser 
militärpolitisch / historischer 

Publikationen und ex Chef
redaktor «Pro Militia».
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Il Luogo:	Ristorante Vetta 
	 S. Salvatore – Lugano/
	 Paradiso
Data:	 sabato, 11 aprile 2015 
Durata:	 10.15 – 11.30
Presenti:	50
Ospiti:	 1
Scusati:	 div Simon Küchler pres.
	 centrale PM, on. Norman
	 Gobbi consigliere di 
	 stato, ten col Fabio Conti 
	 sez. mil e Pci, col Claudio
	 Knecht pres. CULo-
	 carno, ten col SMG
	 Andreas Gianola pres. 
	 CUdLugano, col Marco
	 Lucchini pres. STU, don 
	 Aldo Aliverti cappellano
	 militare. 22 i soci che 
	 si sono scusati per non 
	 poter partecipare 
	 all’assemblea.

1. Saluto del presidente
Il presidente Angelo Polli, porge un 
caloroso saluto di benvenuto ai soci 
presenti, in particolare al magg Sa-
muele Quattropani vice presidente 
del Circolo ufficiali di Lugano, e 
scusa gli ospiti.
Invita tutti ad alzarsi per un mo-
mento di raccoglimento in memoria 
dei membri defunti e per l’ascolto 
del Salmo Svizzero.

2. Nomina di 2 scrutatori
Sono nominati Franco Crivelli e Er-
win Kurzo.

3. Approvazione del verbale 
dell’assemblea generale ordina-
ria 2014
Il verbale dell’assemblea generale 
ordinaria tenutasi il 17 maggio 2014 
allo stand di tiro Li Gleri di Po-
schiavo è stato pubblicato sulla rivi-
sta «Pro Militia» no. 1/2015, viene 
dunque dato per letto ed è appro-
vato all’unanimità con un applauso.

4. Relazione del presidente
Il Presdente passa in rassegna le at-
tività svolte:
•	  l’assemblea generale ordinaria 

del 17 maggio a Poschiavo con la 
partecipazione di numerosi soci 
della sottosezione poschiavini. 

•	 la partecipazione al Tiro di Po-
schiavo organizzato dalla sotto-
sezione del Grigioni italiano 

•	 il tiro di Ponte Brolla con un am-
pia partecipazione dei soci di Pro 
Militia

•	 il pranzo finale, a base di sel-
vaggina, al ristorante San Marco 
di Agno che ha riscosso un buon 
successo.

Presenta il nuovo comitato della 
sottosezione di Poschiavo, Ilario 
Costa presidente, Claudio Pellicioli 
vice presidente e segretario, Davide 
Fisler cassiere, i revisori sono Re-
nato Menghini e Duilio Plozza, l’as-
semblea sottolinea con un applauso 
la loro presenza in sala.
Ricorda inoltre la presenza alle pro-
mozioni delle Scuole Sottufficiali 

SSI – verbale dell’ Assemblea generale ordinaria 2015

di Airolo, alle assemblee di altre 
società paramilitari ed alle riunioni 
del comitato Centrale. 
Ringrazia la segretaria cassiera An-
gioletta e la sorella Sandra ed il co-
mitato per la collaborazione.
Chiude con una nota negativa, an-
che se stabile, il numero dei soci è 
in continua e lenta erosione e chiede 
a tutti i presenti un aiuto per il reclu-
tamento di forze nuove. Con un ap-
plauso il suo rapporto viene appro-
vato.
Franco Crivelli chiede al comitato 
di scrivere una lettera al diparti-
mento militare, al consiglio fede-
rale e al capo dell’esercito per de-
nunciare lo scandaloso andazzo del 
nostro esercito. Nella prossima riu-
nione il comitato valuterà la que-
stione.
Nicoletta Beretta Piccoli chiede se 
abbiamo già preso posizione sulle 
nuove versioni in consultazione del 
Salmo Svizzero. 
Samuele Quattropani fa notare che, 
dopo l’approvazione del consiglio 
federale, legalmente deve essere 
comunque votato dalla popola-
zione. Seguono altri brevi interventi 
su questo tema.

5. Relazione finanziaria
La cassiera presenta la situazione 
finanziaria al 31 dicembre 2014 che 
chiude con una maggiore entrata di 
Fr. 951.05. Il patrimonio al 31 di-
cembre 2014 ammonta a fr. 
23 414.80. 
Stelio Pesciallo da lettura del rap-
porto di revisione e i conti sono ap-
provati all’unanimità dai presenti.

6. Programma 2015
Tiro del veterano:
Il tiro della sottosezione di Po-
schiavo si terrà il 16 maggio allo 
stand «Li Gleri». Il tiro 2015, orga-
nizzato con i Circolo Ufficiali di 
Locarno e Bellinzona, l’ASSU Lo-
carno e le Donne nell’Esercito avrà 
luogo sabato 5 settembre. Il presi-
dente si augura di avere nuovamente 
un folto gruppo di socitiratori a 
questa bella manifestazione. Il pre-
sidente legge i risultati e procede 
alla premiazione del tiro 2014 con-
segnando ai soci presenti la meda-
glia ricordo. I poschiavini comuni-
cheranno al comitato i risultati del 
tiro 2014 e verranno inviate le me-
daglie.

Pranzo di fine attività 2015:
Quest’anno si terrà il 14 novembre 
al Ristorante al Parco di Muralto e 
organizzeremo nuovamente il tra-
dizionale bollito misto. 

7. Eventuali
Lardi ricorda brevemente 2 uffi-
ciali, Ettore Monzeglio e Walter 
Zoppi, che ci hanno lasciato nel 
2014. Si rammarica che la bandiera 
Svizzera è troppo poco visibile e 
invita i presenti ad esporla almeno 
il 1° di agosto e non solamente du-
rante i mondiali di calcio.

Il brigadiere Crivelli prende la pa-
rola per disquisire sulla nuova revi-
sione dell’esercito che ritiene sia 
accettabile, ma è sconcertato dal 
comportamento delle autorità fede-
rali. Marco Tenchio ritiene che ci 
sono troppe naturalizzazioni. 
Mauro Braga si associa all’inter-
vento del brigadiere Crivelli e sug-
gerisce di inviare una copia della 
lettera che il comitato invierà alle 
autorità federali, proposta da 
Franco Crivelli, anche ai deputati 
ticinesi alle camere e dice di essere 
profondamente deluso dal compor-
tamento del capo del nostro esercito 
troppo arrendevole di fronte alle 
autorità.
Ricorda le parole che l’ex presidente 
centrale Liaudat disse all’assem-
blea di Giubiasco del 2013:«Il par-
lamento deve assolutamente votare 
il budget altrimenti mancheremo 
crudelmente dei mezzi per assicu-
rare un esercito valido e competi-
tivo che possa garantire la sicu-
rezza del nostro Paese e fa notare 
che anche i rappresentanti dei par-
titi storici non prendono abba-
stanza posizione in favore dell’e-
sercito».
Segue uno scambio animato di opi-
nioni, partendo dalla fotografia dei 
soldati in uniforme che sventolano 
la bandiera albanese apparsa sui 
quotidiani. 
Prende la parola il magg Quattro-
pani, rappresentante del Circolo 
Ufficiali di Lugano, espone breve-
mente la posizione di tutte le società 
militari degli ufficiali riguardo le 
novità e l’andamento del nostro 
esercito, ritiene inoltre che i mezzi 
a disposizione dell’esercito sono 
inefficienti per mancanza di manu-
tenzione, i militari non sono istruiti 
a dovere e non sanno nemmeno ma-
nipolare l’arma. 
Anche i giovani ufficiali non si sen-
tono completamente integrati e pre-
parati ai compiti che li attendono. I 
corsi di ripetizione non si tengono 
più a stretto contatto con la gente e 
l’esercito non è più visibile e di con-
seguenza non è conosciuto dalla 
popolazione che non è più coinvolta 
direttamente.
Luigi Frasa non vuole sputare nel 
piatto che gli ha consentito di vivere 
bene. Pensando alle prossime vota-
zioni, ha visto al mercato di Bellin-
zona le bancarelle elettorali e per-
sone che sono sempre state contro 
l’esercito in vista delle votazioni si 
schierano a favore, bisogna ponde-
rare bene a chi dare il voto e ricono-
scere chi ci rappresenta veramente. 

8. Chiusura assemblea 2015
Alle ore 11.30 il presidente, con un 
ringraziamento a tutti gli interve-
nuti, chiude i lavori assembleari con 
un arrivederci numerosi alle pros-
sime manifestazioni e invita i pre-
senti all’aperitivo e al pranzo. 

Sandra Isotta, Sezione della 
Svizzera Italiana di Pro Militia.

Come da tradizione, venerdì 13 
novembre 2015 una delegazione 
di ex militi del Gruppo Fortezza 9 
ha commemorato, presso la cap-
pella della Casa di Riposo San 
Giuseppe di Tesserete, il tragico 
incidente di Gola di Lago, in cui 
persero la vita due artiglieri del 
Gruppo Fortezza 9.

Il 13 novembre 1942, durante un 
esercizio di tiro con lanciamine, i 
due militi furono vittime di un tra-
gico incidente mentre procedevano 
alla ricarica del pezzo. Durante le 
fasi del tiro celere qualcosa andò 
storto. Nel lanciamine caricarono 
una nuova granata prima della par-
tenza della precedente, probabil-
mente traditi dallo stress. La com-
memorazione è stata presieduta dal 

Tragedia di Gola di Lago, omaggio ai caduti

Prevosto Don Gabriele Diener, cap-
pellano militare, e dall’ex coman-
dante del Gruppo Fortezza 9, mag-
giore a riposo Enrico Besomi.
Durante la cerimonia un doveroso e 
commosso pensiero è stato rivolto 
ai caduti, ed è stato ricordato il co-
lonnello Arnoldo Moriggia, già co-
mandante del Corpo della guardia 
delle fortificazioni.

Alla tragedia di Gola di Lago è pure 
dedicata una lapide.
Ricordiamo che il Gruppo Fortezza 
9 operava in tutti i settori fortificati 
del Cantone Ticino, in particolare 
lungo la famosa linea LONA e la 
linea di difesa Ponte Brolla, Gor-
dola, Magadino, Monte Ceneri, 
Alpe del Tiglio e Gola di Lago.
	 Giorgio Piona

Pro Militia : Sezione della Svizzera italiana SSI

Gola di Lago. Cerimonia dei caduti, 1942

Soci partecipanti all’ assemblea della SSI

Randbemerkung
Die WEA – ein weiterer Abbau 
der Miliz

Absatz 1 des Artikels 58 unserer 
Bundesverfassung ist hinlänglich 
bekannt: «Die Schweiz hat eine Ar-
mee. Diese ist grundsätzlich nach 
dem Milizprinzip organisiert». 
Bereits die Armee XXI hatte zu ei-
ner verfassungswidrigen Margina-
lisierung unserer Miliz geführt. Die 
WEA führt diesen Abbau der Miliz 
unverfroren weiter. Nun soll die Bri-
gadestufe bei der Infanterie abge-
schafft werden. Damit wird den Mi-
lizoffizieren der Infanterie die 
Möglichkeit genommen, den Rang 
eines Brigadiers zu erreichen. Ja 
noch schlimmer: Es ist zu befürch-
ten, dass die Beförderungsmöglich-
keiten in der Infanterie beim Grad 
des Hauptmanns enden, denn die 
wenigen verbleibenden Bataillons-
kommandos werden durch Instruk-
toren besetzt. 
Dies ist schlichtweg verfassungs-
widrig. Prof. Dr. Dietrich Schindler 
von der Universität Zürich schreibt 
in seinem Gutachten vom 14. April 
1999 zum Milizprinzip (Zitat S. 12 
Lit. c): «Als drittes verfassungswe-
sentliches Merkmal ist die Tatsache 
aufzuführen, dass die militärischen 
Formationen durch Milizkader, 
nicht durch Berufsoffiziere und 
-unteroffiziere geführt werden. 
Durch dieses Merkmal unterschei-
det sich das schweizerische Miliz-
system von den Wehrpflichtarmeen 
(…)». 

Prof. Rainer J. Schweizer von der 
Universität St. Gallen bekräftigt in 
seinem Gutachten vom 23. August 
2010 zu Handen des VBS diese Auf-
fassung. Er schreibt S. 90. Ziff. 2: 
«Im Grundsatz gilt, dass den Miliz-
offizieren und -unteroffizieren in 
quantitativer bzw. zahlenmässiger 
Hinsicht in der Schweizer Armee 

das Übergewicht zukommen muss. 
Sollte sich das Milizprimat im Ka-
der – unabhängig ob in Durchdie-
ner- oder WK-Formationen – nicht 
aufrechterhalten lassen, bedarf es 
einer Verfassungsänderung ( …)». 
Im Kommandobereich besteht 
schon längst ein Übergewicht von 
Berufskommandanten. Es darf 
nicht sein, dass das verlangte Über-
gewicht der Milizkader sich nur 
noch auf die Stufe Kompanie, (al-
lenfalls noch Bataillon) beschränkt 
und die Führungsfunktionen zu-
nehmend ausschliesslich für Be-
rufsoffiziere reserviert werden.

Auch Dr. Gerhard M. Saladin for-
dert in seiner Dissertation (Verlag 
DIKE, 2012) S. 298: «Kader und 
Kommandanten sind mehrheit-
lich Milizangehörige». Dieser For-
derung wird im Bereich der Kom-
mandanten auf mittlerer und höherer 
Stufe schon längst nicht mehr nach-
gelebt. Somit ist bereits der aktuelle, 
vor allem aber der künftige Zustand 
eindeutig verfassungswidrig, denn 
nach Schindler, Schweizer und Sa-
ladin müssen Milizverbände durch 
Milizkader und nicht durch Berufs-
offiziere und -unteroffiziere geführt 
werden. Der heutige verfassungs-
widrige Zustand hätte längst zu ei-
ner Verfassungsänderung führen 
müssen. Stattdessen will der Bun-
desrat im Rahmen der WEA durch 
die Abschaffung der Infanterie-Bri-
gaden die milizwidrigen Führungs-
strukturen noch verschärfen. 

Haben die sieben Bundesratsmit-
glieder am Wahltag nicht geschwo-
ren (Frau Sommaruga hat gelobt), 
die Verfassung und die Gesetze zu 
respektieren? Die Botschaft hör’ ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube. 
Und wo steht und bleibt das Parla-
ment, fragt.

Argus.
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Buchempfehlungen
Roland Haudenschild und Heinrich L. Wirz

Simplicity – die Kunst, die Komplexität zu reduzieren. 

Benedikt Weibel: 
Simplicity – die Kunst, die 
Komplexität zu reduzieren. 
176 Seiten, gebunden, mit farbi-
gem Schutzumschlag.
Verlag Neue Zürcher Zeitung, 
Zürich 2014, 5. Auflage 2015.
ISBN 978-3-03810-128-4 
Verkaufspreis CHF 34.–

Einmal mehr: Gleichartigkeiten der militärischen Truppenführung mit der zivilen Unternehmungsleitung – auch für Mittel- und Kleinbetriebe

Artillerie: Inspektoren und Waffenchefs

Gelungenes Lob der Einfachheit 
und praktische Anleitung dazu 
– ernsthaft und unterhaltend.

Benedikt Weibel, Betriebswirt-
schafter und Bergführer, von 1993–
2006 oberster Eisenbahner der 
Schweiz und in der Folge Honorar-
professor, nennt den preussischen 
General Carl von Clausewitz 
(1780–1831) «als Begründer der 
militärischen Lehre von der Strate-
gie». 

Dieser bezeichne die Fähigkeit, aus 
einer unübersehbaren Menge von 
Gegebenheiten das Wichtigste her-
auszufinden, als «Le coup d’oeil». 
Es sei eine Kunst jenseits von Wis-
senschaft, Logik und Mathematik 
nach der Maxime «Weniger ist 
mehr». Offensichtlich falle es vie-
len Menschen schwer, danach zu 
handeln.

Erinnert wird an den italienischen 
Ökonomen Vilfredo Pareto (1848–
1923). Er hat in Systemen von Men-
schen und Natur das nach seinem 
Namen benannte Verhältnis von 
Variablen herausgefunden. So be-
sagt das sogenannte Pareto-Prin-
zip, dass mit 20 Prozent Einsatz 80 
Prozent des Ergebnisses erzielt 
werden könne. Allerdings komme 
es darauf an, die richtigen 20 Pro-
zent zu finden.

Die Welt bestehe aus Mustern, die 
zu erkennen unerlässlich sei. Na
poleon (1769–1821) soll vor der  
für ihn siegreichen «Dreikaiser-
schlacht» von Austerlitz (1805) alle 
möglichen Schlachten im Kopf ge-
habt haben, lauter Muster aus den 
Elementen Soldaten und Kanonen, 
Infanterie und Kavallerie sowie 
Gelände und Stellung.

Mustererkennung könne man ler-
nen, aber es brauche dazu ein ge-
wisses Talent und einen wirksa-
men Lernvorgang. Zudem sei 
Gesichtserkennung überlebens-
wichtige Mustererkennung. Das 

Zurückführen ineinandergreifen-
der Tatbestände auf wenige, aber 
entscheidende Umstände sei ein 
Thema, das die grossen Denker seit 
Jahrtausenden beschäftige. Das 
drastische Grundprinzip des engli-
schen Philosophen Wilhelm von 
Ockham (1288–1347) ist im bild-
haften Ausdruck «Ockhams Ra-
siermesser» verewigt: «Suche das 
Wesentliche und schneide alles an-
dere mit dem Rasiermesser ab!»

Ein Werkzeug für Piloten, Ärzte 
und leitende Persönlichkeiten sei 
die Checkliste (Duden: Kontroll-
liste). Eine solche sei nicht nur eine 
Hilfe, sondern eine Grundvoraus-
setzung, um vielschichtige Lagen 
zu meistern. Der Verfasser greift 
auf seine Erfahrungen als Chef der 
Schweizerischen Bundesbahnen 
zurück einschliesslich des Strom-
ausfalls von 2005. «Auch wenn die 
Anwendung einer Checkliste kei-
nen Spass macht: «Seien Sie in der 
Umsetzung konsequent». Beizufü-
gen ist, dass eine Checkliste nicht 
nur für gehobene Berufe unent-
behrlich ist, sondern täglich für je-
dermann. Nach dem Rezept «Wei-
bel» das Wesentlichste über 
«Simplicity» nachfolgend in 45 Se-

kunden: Im Gegensatz zum Titel ist 
sein Buch nicht simpel. 

Der Autor fasst alle diese Ansätze 
zur Einfachheit nicht in einer tro-
ckenen Abhandlung zusammen, 
sondern mittels eingängiger Ge-
schichten – nach seiner Vorgabe 
kurz, lehrreich und unterhaltsam. 
Diese Texte sind Grundlage für den 
praktischen Teil mit Anregungen 
zur Verminderung der Komplexität 
(Duden: Vielschichtigkeit) und zur 
Konzentration auf das Wesentliche 
– auch im alltäglichen Leben. Jedes 
Kapitel wird ergänzt mit Merksät-
zen «Auf einen Blick».

Trotz Clausewitz, Napoleon und 
Ockham ist es überhaupt kein Buch 
ausschliesslich für Männer, son-
dern auch für Frauen zu ihrer 
Selbstbehauptung sehr empfehlens-
wert. Zu guter Letzt fasst Benedikt 
Weibel seine Kernsätze zusammen, 
darunter: «‹Weniger ist mehr› ist 
eine Grundhaltung; Kampf der Bü-
rokratie; pflegen Sie den Spazier-
gang!».

Heinrich L. Wirz

Alois Camenzind und Urs Fuegli-
staller wollen in ihrem inhalts- 
und lehrreichen Werk zwei Fra-
gen zur unternehmerischen 
Handlungsfähigkeit beantwor-
ten. Erstens: Können die militär-
strategischen Lehren von Clause-
witz auf die Wirtschaft übertra-
gen werden? Zweitens: Wie kön-
nen agile Unternehmen daraus 
Nutzen ziehen?

Die Autoren sind überzeugt, dass 
die Lehren von Carl von Clausewitz 
viel mehr umfassen, als die Grund-
sätze von Konzentration der Kräfte 
oder Einfachheit und Überraschung. 
In einem einleitenden Kapitel wer-
den Marktwirtschaft und Kriegs-
lehren und deren Nutzen und Ideo-
logien erläutert. Es folgt die 
Bestimmung des im Buche zentra-
len Begriffes des «agilen Unterneh-
mens» (Duden: von grosser Beweg-
lichkeit zeugend; regsam und 
wendig). Vom Wandel sowie der 
Instabilität und Unsicherheit als 
fundamentale Tatsachen unserer 
Welt handelt Kapitel 3. Geschichtli-

beurteilung. Zu den praktischen 
Anwendungsbeispielen gehören die 
Schwyzer Kantonalbank und die 
Goba AG, Mineralquelle und Ma-
nufaktur in Gontenbad, Appenzell 
Innerrhoden. Gezeigt wird, wie die 
Grundsätze von Clausewitz umge-
setzt werden, darunter Einfachheit, 
Überlegenheit der Zahl, Konzentra-
tion und Ökonomie der Kräfte, 
Überraschung, List und feste Re-
geln sowie Flexibilität und Sicher-
heit. Das Werk bestätigt einmal 
mehr die Überlegenheit strategi-
schen Denkens, gefolgt durch eben-
solches Führen und Handeln. 

 Heinrich L. Wirz

Carl Philipp Gottlieb von 
Clausewitz (1780–1831) war 
preussischer Generalmajor, 
Heeresreformer und Militärstra-
tege. Er ist bekannt durch sein 
Hauptwerk Vom Kriege. «Es ist 
alles im Kriege sehr einfach, 
aber das Einfachste ist schwie-
rig.» 

Alois Camenzind ist Betriebs-
wirtschafter, Rechtsanwalt, 
mehrfacher Verwaltungsrat und 
nebenamtlicher Bundesrichter. 
Er ist Oberstleutnant ausser 
Dienst und war Leitender Nach-
richtenoffizier der Gebirgsdivi-
sion 9.

Urs Fueglistaller ist Professor 
für Führung von Klein- und 
Mittelunternehmen (KMU) an 
der Universität St. Gallen (HSG). 
Er ist Direktor des Schweizeri-
schen Instituts KMU/HSG. Im 
Militär war er Soldat im Panzer-
bataillon 16. 

Alois Camenzind / Urs Fueg-
listaller: Strategisches Den-
ken in KMU und die Lehren 
von Clausewitz.
164 Seiten, 35 Illustrationen far-
big / schwarz-weiss; gebunden.
Verlag Neue Zürcher Zeitung,
Zürich 2014.
ISBN 978-3-03823-917-8
Verkaufspreis CHF 50.–

Die Oberstartillerieinspektoren 
sowie die eidgenössischen Inspek-
toren und Waffenchefs der Artil-
lerie (1804–1995). 

In der Militärgeschichte gilt die Ar-
tillerie als Königin der Waffengat-
tungen; sie hat eine grosse Tradition 
und spielte stets eine entscheidende 
Rolle. In der reichhaltigen Literatur 
zur Schweizer Armee fehlte bis jetzt 
eine zusammenhängende 200-jäh-
rige Geschichte der Artillerie. Das 
vorliegende Werk schliesst diese Lü-
cke und stellt die Entstehung, das 
Wesen und die Entwicklung der 
Schweizer Artillerie, sowie ihren 
Abstieg in einem übergeordneten 
Gesamtrahmen dar. Die Oberstartil-
lerieinspektoren, eidgenössischen 
Inspektoren und Waffenchefs von 
1804 bis 1995 bilden die geschichtli-
che Klammer des Themas. In den 
etwa vier gleich langen Kapiteln des 
Buches wird je eine zeitliche Epoche 
von rund fünfzig Jahren abgedeckt 
und damit ein eigentlicher Beitrag 
zur Entwicklungsgeschichte der 
Schweizer Artillerie im 19. und 20. 
Jahrhundert geleistet, umfassend die 
Zeit von ihrer Grundlegung in der 
Mediation 1804 bis zu dem durch 
das Reformprojekt Armee 95 einge-
leiteten Niedergang 1995. Die 21 
Persönlichkeiten in dieser Zeit-
spanne werden biografisch vollstän-
dig erfasst und in den militär- und 
artilleriehistorischen Zusammen-
hang ihrer Zeit gestellt. Gewürdigt 
werden im Weiteren ihre Leistun-
gen, Verdienste und Hinterlassen-
schaften. Je nach der Ära ihres Wir-
kens verfügten diese Persönlichkeiten 
über unterschiedliche Kompetenzen 
und Wirkungsmöglichkeiten. 
Der Erfolg oder Misserfolg der artil-
leristischen Entwicklung war ab-
hängig von den jeweiligen politi-
schen Umständen und finanziellen 
Machbarkeiten. Im ersten Kapitel 
wird die Ära der Oberstartillerieins-
pektoren von 1804 bis 1849 be-
schrieben, die militär- und artillerie-
historische Ausgangslage und ihre 
bedeutende Stellung. Das zweite 

Kapitel behandelt die neue Ära der 
eidgenössischen Inspektoren und 
Waffenchefs der Artillerie nach der 
Reorganisation der Bundesverwal-
tung von 1849 bis 1900, die militär- 
und artilleriehistorische Entwick-
lung und den Übergang vom 
eidgenössischen Inspektor zum 
Waffenchef der Artillerie 1875, des-
sen Stellung, Verantwortung und 
Bedeutung. Das dritte Kapitel stellt 
die eidgenössischen Waffenchefs 
der Artillerie im Gleichschritt mit 
den übrigen Waffengattungen von 
1900 bis 1945 dar. Behandelt wird 
die militär- und artilleriehistorische 
Entwicklung, die Stellung, Position 
und Grad des eidgenössischen Waf-
fenchefs der Artillerie. Das vierte 
Kapitel befasst sich mit der Ge-
schichte vom Geschütz zum Waf-
fensystem Artillerie, mit dem Ende 
der Epoche der eidgenössischen 
Waffenchefs der Artillerie von 1945 
bis 1995, wobei die militär- und ar-
tilleriehistorische Entwicklung seit 
dem Zweiten Weltkrieg dargestellt 
wird, sowie die Änderungen im 
Führungs- und Kompetenzbereich 
der eidgenössischen Waffenchefs 
der Artillerie der Nachkriegszeit. 
Eine tabellarische Übersicht aller 21 
Oberstartillerieinspektoren, eidge-
nössischen Inspektoren und Waffen-
chefs der Artillerie von 1804 bis 
1995 erleichtert die Lesbarkeit und 
trägt zur Übersichtlichkeit bei. Die 
stolze und traditionsreiche Waffen-
gattung Artillerie soll mit den be-
schriebenen Persönlichkeiten in ei-
nen geschichtlichen Kontext gestellt 
werden, was dem Autor mit diesem 
Buch gelungen ist. 

Roland Haudenschild

ches und Kriegslehren nach Clause-
witz werden im ausführlichen Kapi-
tel 4 dargestellt. Agile Unternehmen 
und Strategien sind der Inhalt von 
Kapitel 5. In 6 und 7 folgen Beispiele 
strategischen Clausewitz-Denkens 
agiler Unternehmen sowie Schluss-
bemerkungen. Wie kann die Über-
lebensfähigkeit sowie die Markt- 
und Konkurrenzfähigkeit erreicht 
und gehalten werden? «Unsere Dar-
stellungen zeigen, dass strategisches 
Denken für agile Unternehmen ein 
unabdingbares Muss ist, um im 
wirtschaftlichen Nebel von Instabi-
lität und Unsicherheit zu bestehen.» 
(Seite 152) Das Gedankengut von 
Clausewitz helfe mehrfach, einer-
seits eine klare Unterscheidung von 
Zweck, Ziel und Mitteln und ent-
sprechende Verhaltens- und Hand-
lungsgrundsätze. Andererseits ge-
nüge allein weder das strategische 
Denken noch das taktische Handeln 
nach gefühlter Eingebung. «Es 
braucht beides.» Strategisches Ent-
scheiden und Handeln gründe auf 
einem oft mühsamen Denkvorgang 
einschliesslich sorgfältiger Lage-

Stefan Holenstein:
Die Oberstartillerieinspekto-
ren sowie die eidgenössischen 
Inspektoren und Waffenchefs 
der Artillerie (1804-1995)
2. Auflage, Verlag Merker im 
Effingerhof, Lenzburg 2015
ISBN 978-3-85648-153-7
Preis CHF 45.–
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Gruppe GIARDINO
Halbierung der Armee vors Volk! Eine politische Betrachtung

Die von Bundesrat und Parla-
ment vorgelegte «Weiterentwick-
lung der Armee»1) ist verfas-
sungswidrig. Der in der Bundes-
verfassung festgelegte Auftrag 
der Armee kann mit einer noch-
mals halbierten Armee nicht 
mehr erfüllt werden. 

Waren unsere Vorfahren «blöd», 
wenn sie in der zweiten Hälfte des 
vergangenen Jahrhunderts einen 
Bestand von rund 700 000 Angehö-
rigen der Armee für die Sicherheit 
der Schweiz für angemessen hiel-
ten, voll ausgerüstet? Selbstver-
ständlich nicht. Die Schweizerische 
Armee genoss damals hohes Anse-
hen nicht nur im Inland, sondern 
auch im Ausland2). Politik und Be-
völkerung waren sich weitestge-
hend einig, dass ein Angriff auf die 
Schweiz mit allen uns zur Verfü-
gung stehenden Mitteln abgewehrt 
werden muss. Auch die dazu erfor-
derlichen materiellen und bauli-
chen Beschaffungen wurden (mit 
den in einer direkten Demokratie 
gewohnten Diskussionen) letztend-
lich von Volk und Politik immer in 
ausreichendem Mass genehmigt. 
Seit dem «Fall der Mauer» im Jahr 
1989 scheint der Wille der Politik, 
die Schweiz zu verteidigen, wie der 
Schnee an der Sonne dahinzu-
schmelzen. Das Gegenteil ist aller-
dings im Volk zu beobachten. In 
zahlreichen Volksabstimmungen 
hat sich das Schweizer Volk immer 
unmissverständlich hinter eine 
starke Landesverteidigung gestellt. 
Der Wehrwille des Volkes ist im 
Wesentlichen ungebrochen, auch 
wenn das Vertrauen in die Armee-
führung in den letzten Jahren stark 
zurückging. Die Gripen-«Panne» 
war Ausdruck dieses Vertrauens-
verlustes, keinesfalls ein Zeichen 
schwindenden Wehrwillens. Die 
Armee-Führung hat sich dem Dik-
tat einer dem Defaitismus zunei-

genden Landesregierung (vgl Pilet-
Golaz) ohne zu Murren gefügt. 
Kritiker und Querdenker wurden 
rechtzeitig ausgeschaltet oder 
mundtot gemacht. Die Armee-
Spitze muss sich den Vorwurf ge-
fallen lassen, ihren Auftrag entwe-
der nicht verstanden zu haben oder 
diesen nicht Ernst zu nehmen. Oder 
geht es etwa nur noch um den Erhalt 
eigener «Pfründe»?

So kam es zur Verschwörung. Zur 
Verschwörung zwischen dem «al-
ten» Parlament, dem «alten» Bun-
desrat und der Armeeführung. Par-
lament und Bundesrat wollten 
möglichst wenig Geld in die Sicher-
heit des Landes investieren, die Ar-
meeführung ging in die Offensive 
und forderte nun eine teure High-
tech-Armee. Dieser Idee sollte die 
Hälfte des Bestandes der Armee 
geopfert werden. Das frühere ange-
betete Motto der Schweizerischen 
Sicherheitspolitik lautete bekannt-
lich «Sicherheit durch Koopera-
tion». Man träumte davon, dass 
«Andere» die Sicherheit der 
Schweiz im Bedarfsfall gewährleis-
ten würden. «Andere» kann in der 
derzeitigen politischen Lage West-
europas nur die NATO sein. «Part-
nership for Peace» sollte die immer 
eklatanter erkennbaren Lücken der 
Schweizerischen Sicherheits-Dis-
positive schliessen. Als Gegenleis-
tung forderte die NATO folgerich-
tig, dass die Schweizer Armee 
organisatorisch und technisch 
NATO-Kompatibilität erlangt. Auf 
dieses Ziel konzentrierte sich als-
dann unsere Armeeführung, ohne 
unsere verfassungsmässigen Vor-
gaben weiter zu beachten. Die 
WEA-Armee ist in diesem «Trans-
formations-Prozess» nur der bisher 
letzte Schritt. Die Schweizer Ar-
mee soll künftig aus NATO-Modu-
len bestehen, welche jederzeit dem 
NATO-Oberkommando unterstellt 

werden können. «Sicherheit durch 
Kooperation» ging selbstverständ-
lich nie davon aus, dass die NATO 
unsere Sicherheit einfach kostenlos 
«besorgen» würde. Armeeführung 
und Politik waren sich bewusst, 
dass die Schweizerische Armee 
nach den diversen Abbauschritten 
ihren Auftrag nicht mehr selbstän-
dig erfüllen könnte und in einem 
Konfliktfall sofort auf die Unter-
stützung von NATO-Kräften ange-
wiesen wäre. Als Gegenleistung 
wurde die Schweizerische Armee 
auf Kompatibilität getrimmt, um 
von der NATO bei Bedarf zum Ein-
satz in NATO-Kriegen beigezogen 
zu werden. Der Bundesrat gibt die-
ses Modell in seinen «Zielen des 
Bundesrats 2016»3) offen zu, wenn 
er darin schreibt, «ein Rahmenab-
kommen mit der EU zur Teilnahme 
der Schweiz an militärischen Ope-
rationen der EU anzustreben». 
NATO-Kompatibilität ist nur dann 
erforderlich, wenn gemeinsame 
Kampfhandlungen beabsichtigt 
werden und wenn eine Unterstel-
lung schweizerischer Truppen un-
ter NATO-Oberbefehl vorgesehen 
ist. Ansonsten verhindert sie, dass 
die Konzeption der Schweizeri-
schen Armee auf die spezifischen 
Anforderungen und Besonderhei-
ten der Schweiz ausgerichtet wird. 
Genau das ist jetzt aber passiert. 
Erinnert sei daran, dass Schweize-
rische Truppen bereits im Jahr 1812 
als Teil der «Grande Armée» der 
damaligen «Union Européenne» 
Napoleons am Kriegs-Feldzug ge-
gen Russland teilnahmen. Mit tra-
gischen Folgen auch für unsere Sol-
daten. Ginge es nach dem vorstehend 
erwähnten Willen des Bundesrates, 
so werden Formationen unserer Ar-
mee in naher Zukunft wiederum in 
Kampfhandlungen auf ausländi-
schen Kriegsschauplätzen verwi-
ckelt werden. Würden diese Ab-
sichten dem Volk gegenüber offen 

kommuniziert, würden Bundesrat 
und Parlament vom Volk des Lan-
desverrates bezichtigt. Unbestritten 
ist, dass mit der nochmals halbier-
ten, sogenannt «weiterentwickel-
ten» Armee unser Land und unsere 
Bevölkerung nicht mehr autark ge-
schützt werden können. Wie vorste-
hend erläutert, ist das auch nicht 
mehr die Absicht des Bundesrates. 
Die Armee setzt mit diesem Schritt 
und mit gedankenlosen Sprüchen 
wie «wir haben die beste Armee der 
Welt» ihre Glaubwürdigkeit einmal 
mehr aufs Spiel. In diesem Trauer-
spiel ist leider auch das Parlament 
der irrigen Meinung verfallen, die 
öffentliche Sicherheit sei keine fun-
damentale Staatsaufgabe mehr und 
stehe gleichsam «zur Disposition». 
Das Schweizer Volk aber weiss: Die 
Gewährleistung der öffentlichen Si-
cherheit ist grundsätzlich die fun-
damentale und deshalb die priori-
täre Aufgabe eines Staates. Die 
«raison d’être». Auch unserer 
Schweizerischen Eidgenossen-
schaft. Es ist nur folgerichtig, wenn 
das Schweizerische Volk nun gegen 
die erneute Halbierung und gegen 
die damit vollständig unglaubwür-
dig werdende Armee das Referen-
dum ergreifen wird. Das Volk ist 
legitimiert, diesen Entscheid von 
historischer Bedeutung in eigener 
Verantwortung an der Urne zu fäl-

len. Es kommt, wie es kommen 
muss: Das Volk gegen die gesamte 
«Classe Politique», bestehend aus 
Bundesrat, Parlament und sämtli-
chen politischen Parteien. Wenn die 
Armeeführung und die Politik die 
Verfassung wirklich respektieren 
würden, hätten sie die längst über-
fälligen, keine Militärgesetz-Revi-
sion erfordernden, Mängelbehe-
bungen der Armee XXI längst an 
die Hand genommen. Die Volksab-
stimmung ist unumgänglich. Erst 
das zu erwartende Volks-NEIN zur 
Halbierung der Armee wird den 
Weg freimachen für eine vollstän-
dige Neu-Konzeption der Schwei-
zerischen Armee.

Willi Vollenweider
Präsident ai, Gruppe Giardino
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